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Außerhalb der Tagesordnung: 

Termine 

Der Ausschuss verständigte sich darauf, die für 
den 6. Januar 2011 vorgesehene Sitzung ausfal-
len zu lassen. 

 

*** 



16. WP Kultusausschuss - 96. - öffentliche - Sitzung am 15. Dezember 2011 Seite 5 von 34 

Zur Tagesordnung: 

a) Entwurf eines Gesetzes zur Verwirkli-
chung des Rechtes auf Inklusion von 
Schülerinnen und Schülern mit sonder-
pädagogischem Förderbedarf in der 
Schule 

Gesetzentwurf der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen - Drs. 16/796 

b) Entwurf eines Gesetzes zur Herstellung 
des Rechtsanspruchs auf inklusive  

Gesetzentwurf der Fraktion der SPD - 
Drs. 16/2702 

c) Entwurf eines Gesetzes zur Einführung 
der inklusiven Schule in Niedersachsen 

Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU und 
der FDP - Drs. 16/4137 

d) Inklusive Schule verwirklichen - Son-
derpädagogische Förderung in den all-
gemeinen Schulen 

Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
- Drs. 16/793 

e) Vielfalt ist Bereicherung - für ein sofor-
tiges Aktionsprogramm zur Umsetzung 
inklusiver Bildung 

Antrag der Fraktion der SPD - Drs. 16/2703 

dazu: Eingaben 

Zu a) Erste Beratung: 28. Plenarsitzung am 
15.01.2009 
federführend: KultA; mitberatend: AfRuV; 
mitberatend gem. § 27 Abs. 4 Satz 1 
GO LT: AfHuF; mitberatend gem. § 28 
Abs. 4 GO LT: AfSFFGuI 

Zu b) Erste Beratung: 77. Plenarsitzung am 
17.08.2010 
federführend: KultA; mitberatend: AfRuV; 
mitberatend gemäß § 27 Abs. 4 Satz 1 
GO LT: AfHuF; mitberatend gem. § 28 
Abs. 4 GO LT: AfSFFGuI 

Zu c) Erste Beratung: 119. Plenarsitzung am 
10.11.2011 
federführend: KultA; mitberatend: AfRuV; 
mitberatend gem. § 27 Abs. 4 Satz 1 

GO LT: AfHuF; mitberatend gem. § 28 
Abs. 4 GO LT: AfSFFGuI 

Zu d) Erste Beratung: 28. Plenarsitzung am 
15.01.2009 
federführend: KultA; mitberatend gem. § 27 
Abs. 4 Satz 1 i. V. m. § 39 Abs. 3 Satz 1 
GO LT: AfHuF; mitberatend gem. § 28 
Abs. 4 i. V. m. § 39 Abs. 3 Satz 1 GO LT: 
AfRuV, AfSFFGuI 

Zu e) Erste Beratung: 77. Plenarsitzung am 
17.08.2010 
federführend: KultA; mitberatend gemäß 
§ 27 Abs. 4 Satz 1 i. V. m. § 39 Abs. 3 
Satz 1 GO LT: AfHuF; mitberatend gem. 
§ 28 Abs. 4 i. V. m. § 39 Abs. 3 Satz 1 
GO LT: AfRuV, AfSFFGuI 

 

Anhörung 

Arbeitsgemeinschaft der kommunalen  
Spitzenverbände Niedersachsens 

(Vorlage 35) 

Dr. Meyer (NLK): Herr Vorsitzender! Meine Da-
men und Herren! Wir sind dankbar dafür, dass es 
jetzt auch in Niedersachsen ernsthafte gesetzge-
berische Schritte mit dem Ziel der Einführung der 
Inklusion an allen Schulen gibt. Es müssen dafür 
aber die pädagogischen, die sächlichen und die 
finanziellen Rahmenbedingungen geschaffen 
werden, damit ein solches Konzept auch zielge-
richtet umgesetzt werden kann. Der Gesetzent-
wurf der Koalitionsfraktionen, auf den ich mich im 
Folgenden schwerpunktmäßig konzentrieren 
möchte, wählt aus unserer Sicht einen pädago-
gisch vertretbaren Weg, konzentriert sich aber 
sehr auf die Umsetzung dieser pädagogischen 
Komponente und vernachlässigt die sächlichen 
und die finanziellen Aspekte. Diese aber stehen 
für die Schulträger im Mittelpunkt. 

Ich möchte drei inhaltliche Bemerkungen vortra-
gen, von denen eine für uns absolut im Vorder-
grund steht. Es geht hier um den notwendigen fi-
nanziellen Ausgleich, der mit der Einführung der 
Inklusion verbunden ist. Aus unserer Sicht ver-
stößt der Entwurf in der Landtagsdrucksache 
16/4137 in der vorliegenden Fassung gegen die 
Niedersächsische Verfassung und das dort in Ar-
tikel 57 Abs. 4 niedergelegte Konnexitätsprinzip. 
Zwar wird in der schriftlichen Begründung zu dem 
Gesetzentwurf die Konnexität dem Grunde nach 
anerkannt, gleichzeitig aber wird behauptet, dass 
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die Kosten nicht erheblich seien, und darauf hin-
gewiesen, dass eine Überprüfungspflicht der Lan-
desregierung erst für das Jahr 2018 vorgesehen 
sei. 

Die erste Aussage ist aus unserer Sicht schlicht 
falsch, die zweite Aussage entspricht nicht der 
verfassungsrechtlichen Pflicht, unverzüglich durch 
Gesetz einen entsprechenden finanziellen Aus-
gleich zu schaffen. Da sich der Gesetzgeber nicht 
zu einer Kostenermittlung im Sinne einer Progno-
se in der Lage sieht, was wir ansatzweise nach-
vollziehen können, und es ihm offensichtlich 
schwerfällt, dazu konkrete Zahlen zu liefern, hal-
ten wir eine Überprüfung schon im Jahr 2013 für 
geboten. In diese Überprüfung muss auch das 
„freiwillige“ Schuljahr 2012/2013 einfließen. Diese 
Prüfungen werden aus unserer Sicht - zumindest 
in den ersten Jahren - jährlich wiederholt werden 
müssen, weil wir einen permanenten Aufwuchs 
an Schulen feststellen werden, die sich der Inklu-
sion stellen. Die quasi nachträgliche Erstattung 
der anfallenden Kosten ist den Schwierigkeiten 
einer verlässlichen Prognose geschuldet. Was 
das Thema „Investitionen“, auf das ich gleich 
noch gesondert eingehen werde, angeht, scheint 
uns aber auch eine direkte Finanzierung durch 
das Land denkbar und vorteilhaft. 

Es gibt zwei Kostenblöcke, die aus unserer Sicht 
in den Blick genommen werden müssen. Der ers-
te Kostenblock umfasst die Investitionen. Da geht 
es um die ganz fassbaren Investitionen etwa für 
die notwendigen zusätzlichen Rampen, für Auf-
züge und behindertengerechte Toiletten. Es geht 
aber auch um pädagogisch gebotene Umbauten 
wie zusätzliche Schallisolierungen, Gruppen- und 
Therapieräume und ähnliches mehr. Wir können 
uns die Aussage in der schriftlichen Begründung 
zu dem Gesetzentwurf, es sei keine Erheblichkeit 
zu vermuten, nur schwer erklären. Wir haben von 
einem unserer Mitglieder Hinweise darauf be-
kommen, dass allein die Ausrüstung eines Schul-
gebäudes mit einem Aufzug rund 500 000 Euro 
kosten wird. Würde dieser Betrag in Niedersach-
sen mit vier multipliziert, würde die Konnexitäts-
schwelle bereits überschritten. 

Als Gegenargument dafür wird vorgetragen: 
Schon der geltende § 48 der Niedersächsischen 
Bauordnung fordert, dass die öffentliche Hand 
behindertengerecht bauen müsse. Das stimmt. 
Man übersieht dabei aber, dass bestehende Ge-
bäude Bestandsschutz genießen und dass auch 
Ausnahmen bei unverhältnismäßig hohem Mehr-
aufwand erlaubt sind. Das würde bei einer inklu-

siv zu betreibenden Schule nicht mehr gelten. Wir 
haben regional und örtlich sehr unterschiedliche 
Verhältnisse. Wir könnten uns vorstellen und 
würden Ihnen vorschlagen, dass in diesem Fall 
die Konnexitätspflicht durch indirekte Investitions-
zuweisungen seitens des Landes erfüllt wird. 

Von der Höhe her noch bedeutsamer als die In-
vestitionskosten werden die laufenden Aufwen-
dungen sein. Wir gehen von einer deutlichen Aus-
weitung der Fallzahlen der Integrationshelfer aus. 
Integrationshelfer werden aus kommunalen Leis-
tungen nach dem SGB VIII im Bereich der Ju-
gendhilfe und nach dem SGB XII im Bereich der 
Sozialhilfe finanziert. Wir glauben, dass sich die-
ser zusätzlich zu erwartende Aufwand schon an 
den bestehenden Integrationsklassen deutlich be-
legen lässt. Der zusätzliche Bedarf liegt auf der 
Hand und wird in den bisher vorliegenden Stel-
lungnahmen der noch anzuhörenden Verbände, 
Organisationen und Einrichtungen nahezu durch-
gängig bestätigt. 

Diese durch eine Rechtsänderung bewirkte Stei-
gerung der Fallzahlen ist ausgleichspflichtig. Die 
Kosten werden insoweit im Sinne der Nieder-
sächsischen Verfassung erheblich sein. Schon im 
Jahr 2009 waren nach einer von uns durchgeführ-
ten Erhebung rund 2 500 Integrationshelfer tätig. 
Der durchschnittliche Kostenaufwand für einen In-
tegrationshelfer beläuft sich auf etwa 13 000 Eu-
ro. Wenn man eine Steigerung der Fallzahlen um 
nur 20 % unterstellen würde, was wir aber nicht 
für realistisch halten, würden zusätzliche Kosten 
in Höhe von 6,5 Millionen Euro entstehen. Das ist 
eine nennenswerte Größenordnung. 

In der Begründung des Gesetzentwurfs wird dar-
auf hingewiesen, dass man sich eventuell Einspa-
rungen wird entgegenhalten lassen müssen. Das 
ist richtig. Einsparungen muss man gegenrech-
nen. Es muss sie allerdings auch erst einmal ge-
ben. Das Konzept des Gesetzentwurfs der Koali-
tionsfraktionen sieht außer bei der Förderschule 
Lernen dauerhaft Parallelstrukturen vor. Insofern 
werden die potenziellen Einsparungen sehr über-
schaubar sein, sollte es denn überhaupt welche 
geben. Das gleiche gilt für den Schülerverkehr, 
bei dem wir ebenfalls keine umfangreichen Ein-
sparungen erwarten. Unser erster Schwerpunkt 
ist also dieser Komplex der bisher nicht hinrei-
chend geregelten Finanzierung. 

Kurz zu den beiden anderen Punkten, die ich be-
reits angedeutet habe: Wir halten es für notwen-
dig, dass ein Gesamtkonzept für den nichtpäda-
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gogischen Bereich vorgelegt wird. Die vorgese-
hene sonderpädagogische Unterstützung, die im 
Gesetzentwurf an verschiedensten Stellen zum 
Tragen kommt, ist aus unserer Sicht nicht hinrei-
chend, um den besonderen Betreuungsbedarf 
abzudecken. Um Dysfunktionalitäten zu vermei-
den, würden wir nachhaltig darum bitten, dass 
das Land ein Konzept vorlegt, das alle Aspekte 
umfassend berücksichtigt, also auch das, was an 
Betreuung neben der pädagogischen Komponen-
te notwendig ist. 

Dritte Anmerkung: Der Gesetzentwurf der Koaliti-
onsfraktionen geht bisher davon aus, dass 
Schwerpunktschulen noch bis 2018 möglich sind. 
Wir plädieren für eine übergangsweise Möglich-
keit der Bildung von Schwerpunktschulen auch 
über diesen Zeitpunkt hinaus. Wir möchten aus-
drücklich das Wahlrecht der Eltern nicht infrage 
stellen. Wir können uns aber - so ist uns aus dem 
Kreis der Mitglieder geschildert worden - Einzel-
fälle vorstellen, in denen Ausnahmeregelungen 
im Sinne des § 183 c Abs. 3 des Gesetzentwurfs 
auch über den 31. Juli 2018 hinaus sinnvoll sind. 

Kurzes abschließendes Fazit: Das lobenswerte 
Ziel der Inklusion stellt hohe Anforderungen an al-
le Beteiligten. Der Gesetzentwurf der Koalitions-
fraktionen konzentriert sich aus unserer Sicht 
aber zu einseitig auf die Belastungen, die auf das 
Land Niedersachsen direkt zukommen, und ver-
nachlässigt die kommunalen Belange der Schul-
träger und auch die Belastungen, die auf die örtli-
chen Träger der Jugend- und der Sozialhilfe zu-
kommen. Hier bedarf es einer Reihe von Nach-
besserungen, um zu einem verfassungsgemäßen 
Gesetz zu gelangen. 

 

Philologenverband 
(Vorlage 16) 

Audritz: Herr Vorsitzender! Meine Damen und 
Herren! Der Philologenverband Niedersachsen 
bekennt sich uneingeschränkt zu den Zielen der 
UN-Konvention, also zur vollen Inklusion von Kin-
dern sowie Schülerinnen und Schülern mit Behin-
derung. Wir begrüßen das Recht auf eine best-
mögliche Bildung aller Schülerinnen und Schüler 
mit und ohne Behinderung. Das will ich an dieser 
Stelle ausdrücklich sagen, weil die Rechte von 
Behinderten und Nichtbehinderten nicht gegen-
einander ausgespielt werden dürfen. Wir treten in 
vollem Umfang für das Recht auf Bildung ohne 
Diskriminierung auf der Grundlage der Chancen-

gleichheit ein. Wir treten auch für eine volle Teil-
habe an einer freien Gesellschaft ein. Dies darf 
sich unseres Erachtens nicht nur auf den Bereich 
der Schule beschränken, sondern die Schule hat 
die Aufgabe, die volle Teilhabe am gesellschaftli-
chen Leben vor allem nach der Schule zu ermög-
lichen. Schule ist also mit bestimmten Bildungs-
zielen verbunden. Das gilt für die Schülerinnen 
und Schüler mit und ohne Behinderung. Dabei 
muss das Wohl des Kindes bei allen Maßnahmen 
Vorrang haben. 

Wir haben auch jetzt schon ein leistungsfähiges, 
differenziert strukturiertes und organisiertes För-
dersystem. Wir haben Förderschulen, die auf vie-
len Gebieten Enormes leisten. Bei der Einführung 
der Inklusion stellen sich für uns aber dennoch ei-
nige Fragen: Kann man Förderschulen einfach 
abschaffen, oder müssen Förderschulen erhalten 
werden? Wie steht es mit dem freien Elternwillen? 
Welche Voraussetzungen müssen an eine weit-
reichende Inklusion gestellt werden? Welche 
Maßnahmen müssen insbesondere an Gymna-
sien verwirklicht werden, damit dort die Inklusion 
eingeführt werden kann? 

Wir sagen also Ja zu einer gemeinsamen Be-
schulung von Kindern mit und ohne Behinderung. 
Wir sagen aber Nein zu einer ungerechtfertigten 
Gleichbehandlung. Der Erziehungsauftrag des 
Gymnasiums ist die Vermittlung des Abiturs, ob 
mit Behinderung oder ohne Behinderung. Des-
halb sind für uns die Eignung für die Schulform 
sowie die Verwirklichung des Bildungsauftrags, 
wie er in § 11 des Niedersächsischen Schulge-
setzes festgelegt ist, und eine breite und vertiefte 
Allgemeinbildung sowie die allgemeine Studierfä-
higkeit entscheidend. Dem gilt unsere bestmögli-
che Förderung. Alle, die dieses Ziel erreichen 
können, sollen über Fördermaßnahmen jeglicher 
Art dazu gebracht werden, dieses Ziel tatsächlich 
zu erreichen. Dieser Herausforderung haben wir 
uns immer gestellt und werden wir uns auch in 
Zukunft immer stellen. In Einzelfällen haben wir 
schon umfangreiche Erfahrungen mit Schülerin-
nen und Schülern mit Behinderungen gemacht. 
Nach den bei uns eingegangenen Rückmeldun-
gen oder auch aus eigenem Erleben heraus ist es 
bisher nicht problematisch gewesen, Schülerin-
nen und Schüler, die körper- oder sehbehindert 
waren, im Gymnasium zu beschulen. 

Wir müssen darauf achten, dass es Grenzen gibt, 
die eine Erfüllung besagten Bildungsauftrags 
nicht ermöglichen. An dieser Stelle muss es Kor-
rekturmöglichkeiten geben. Wir treten dafür ein, 
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den Schülerinnen und Schülern die bestmögliche 
Förderung angedeihen zu lassen. Das heißt nicht, 
dass Schülerinnen und Schüler am Unterricht ein-
fach nur teilnehmen sollen, sondern Unterricht ist 
mit Zielen verbunden. Aus den Anlagen und Fä-
higkeiten der Schülerinnen und Schüler muss das 
Bestmögliche gemacht werden. 

Ich betone noch einmal: Die Interessen von Kin-
dern mit und ohne Behinderung dürfen nicht ge-
geneinander ausgespielt werden. Schon gar nicht 
darf diese Debatte mit einer grundsätzlichen 
Schulstrukturdebatte verknüpft werden. Das heißt 
für uns, dass Förderschulen nicht einfach abge-
schafft werden dürfen. Zum Teil ist die Förder-
schule die beste Förderung für die betreffenden 
Kinder mit Behinderung. 

Zum Elternwillen: Natürlich müssen zunächst ein-
mal die Eltern darüber entscheiden, wo ihre Kin-
der beschult werden sollen. Das Recht auf diese 
Entscheidung schließt aber auch ein, dass Eltern 
die Freiheit haben müssen, ihre Kinder auch zu 
einer Förderschule zu schicken, wenn sie dies 
denn wollen. Förderschulen haben in diesem 
Sinne nichts mit aussortieren und ausgrenzen zu 
tun, sondern sie sind dort sinnvoll, wo sie Kindern 
die bestmögliche Förderung bieten. Entscheidend 
ist die starke Gemeinschaft. Entscheidend ist der 
Erfolg der Maßnahmen in der Schule; alles mit 
dem Ziel, nach der Schule in vollem Umfang am 
gesellschaftlichen Leben teilhaben zu können. 
Die Debatte darf sich unseres Erachtens nicht auf 
die Schule beschränken. 

Ein kurzes Fazit: Möglichst viele Kinder mit Be-
hinderungen sollen in die allgemeinbildenden 
Schulen aufgenommen werden. Dabei hat das 
Wohl jedes Kindes Priorität. Das Elterwahlrecht 
darf keine Einbahnstraße sein. Auch Eltern müs-
sen sich am Wohl ihres Kindes orientieren und 
die Interessen ihres Kindes beachten. Sie müs-
sen entsprechend beraten werden. Es muss Auf-
trag der Schule sein, auch für die bestmögliche 
Förderung zu sorgen. 

Was unsere Schulform betrifft, heißt das, dass 
der Bildungsauftrag des Gymnasiums beachtet 
werden muss. Unterricht hat Ziele. Es geht nicht 
nur um eine bloße Teilnahme. Entscheidend ist, 
dass die Voraussetzungen für eine optimale För-
derung geschaffen werden. Das heißt: Kleine 
Lerngruppen, genügend Lehrkräfte, eine entspre-
chende Fort- und Weiterbildung, Assistenzperso-
nal sowie eine entsprechende räumliche und 
sächliche Ausstattung. 

Wir treten dafür ein, dass die Inklusion in Schrit-
ten eingeführt wird und die Förderschulen nicht 
einfach abgeschafft werden. Sie sollen erhalten 
werden. Wir treten dafür ein, dass die allgemein-
bildenden Schulen nicht überfordert werden. Wir 
treten dafür ein, dass keine bloße Umverteilung 
der Ressourcen stattfindet. Es muss klar sein, 
dass die volle Inklusion Mehrkosten verursacht 
und kein Sparmodell ist. 

Alle Gruppen haben ein Recht auf bestmögliche 
Förderung. Wir sagen deshalb ausdrücklich Ja zu 
den §§ 59 und 61 im Gesetzentwurf der Koaliti-
onsfraktionen. 

Aus Erfahrungsberichten wissen wir, dass die In-
klusion an unserer Schulform dort, wo sie schon 
versuchsweise eingeführt worden ist, auf große 
Zustimmung gestoßen ist. Kritisiert wurde aller-
dings, dass die Klassen oft zu groß waren, dass 
es zu wenig Assistenzpersonal gab und dass 
Schulsozialarbeiter fehlten, die aber notwendig 
sind, um die Inklusion zu begleiten. „Kleine Klas-
sen“ heißt ganz konkret: Man sollte nach den 
Rückmeldungen keine isolierten Inklusionsklas-
sen bilden, sondern „normale“ Klassen. Es wurde 
eine Zahl von 15 Schülerinnen und Schülern ge-
nannt, von denen 5 Kinder behindert waren. Dann 
sei eine entsprechende Betreuung möglich gewe-
sen.  

Es muss auch weiterhin Förderschullehrer geben, 
die die Inklusion begleiten und in die betreffenden 
Klassen gehen. Oft war es aber so, dass sie nur 
für zwei oder drei Stunden pro Woche gekommen 
sind. Das war entschieden zu wenig, zumal die 
Lehrkräfte differenzierten Unterricht abhalten und 
für die Schülerinnen und Schüler mit Behinderung 
eigene Aufgaben entwickeln müssen. Das heißt: 
Sie müssen sich auch auf Lerngruppen vorberei-
ten, für die sie als „normale“ Lehrer nicht ausge-
bildet sind. Von daher gilt es ausdrücklich, die 
Ausbildung der Förderschullehrer zu erhalten und 
auch die Förderschullehrer als Assistenzlehrer - 
so formuliere ich es einmal - an den Schulen zu 
belassen. 

Beck: Bevor ich weitere Ergänzungen vortrage, 
möchte ich das vertiefen, was Herr Audritz gesagt 
hat: Es ist selbstverständlich wichtig, dass diese 
Voraussetzungen geschaffen werden, bevor die 
Inklusion an unseren Schulen vollständig einge-
führt wird. Es geht nicht an, dass wir zuerst die 
Schülerinnen und Schüler an unsere Schulen be-
kommen und erst danach geschaut wird, was wir 
machen müssen und was nicht. 
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Ansonsten möchte ich Ihnen bei dieser Gelegen-
heit etwas Persönliches erzählen: Ich bin in einem 
Behindertenhaushalt groß geworden. Seit nun-
mehr 20 Jahren bin ich Vorsitzender eines Behin-
dertensportvereins hier im Großraum Hannover. 
In dieser Funktion betreue ich sowohl Körperbe-
hinderte als auch Sinnesbehinderte, geistig Be-
hinderte und Mehrfachbehinderte. Ich kann von 
daher sagen, dass ich in diesem Bereich über 
große Erfahrungen verfüge. Für mich persönlich 
sehr wichtig ist, dass ich ein schwerbehindertes 
Kind habe. Mein Sohn ist inzwischen 27 Jahre alt 
und kämpft darum, in der Gesellschaft anzukom-
men. 

In dieser Situation habe ich die Erfahrung ma-
chen dürfen bzw. machen müssen, dass Kinder 
und Jugendliche mit Behinderung das Recht ha-
ben, am gesellschaftlichen Leben in vollem Um-
fang teilzunehmen und ihre Rechte wahrzuneh-
men. Diese Möglichkeit muss ihnen eingeräumt 
werden. Wir haben nun die Aufgabe, ihnen diese 
Möglichkeit zu verschaffen. Das ist nicht damit 
getan, dass man - ich sage es jetzt einmal etwas 
verkürzt - irgendjemandem Inklusion verleiht und 
sagt: Du darfst jetzt mitmachen. - Hier geht es 
vielmehr darum, den betreffenden Menschen die 
Chance zu geben, dieses für sich zu erarbeiten 
und selbst mit daran teilzunehmen. Wir werden 
nie Probleme mit jungen Menschen haben, die in 
irgendeiner Form eine Behinderung haben, die 
man ihnen möglicherweise gar nicht ansieht, wie 
dies bei meinem Sohn der Fall ist. Wenn man mit 
ihm redet oder arbeitet, bemerkt man seine Be-
hinderung gar nicht. Diese Menschen sind so leis-
tungsfähig, dass sie in jeder Schule mitmachen 
können. Sie sind auch selbstbewusst. Entschei-
dend ist, dass sie ihr Selbstbewusstsein nach au-
ßen hin tragen und auch zeigen. Mit denen wer-
den wir nie Probleme haben. Die kommen überall 
mit. Die kommen überall durch. Die sind über-
haupt kein Problem. 

Einem Gymnasium wird es sachlich aber nicht 
möglich sein, Schülerinnen und Schüler zu be-
schulen, die individuell nicht in der Lage sind, dort 
einen Abschluss zu machen. Das hat keinen 
Sinn. Das hat auch keinen Sinn für nicht behin-
derte Kinder. Auch das wird nicht unser Problem 
sein. Unser aller Problem sind vielmehr diejeni-
gen, die dazwischen liegen. Das sind die, die 
nicht über das erforderliche Selbstbewusstsein 
verfügen. Sie mögen zwar die erforderlichen intel-
lektuellen Fähigkeiten besitzen. Mir geht es aber 
um diejenigen, die nicht in der Lage sind, ihre Fä-
higkeiten nach außen zu tragen, und um die, die 

an sich zweifeln. Das sagen mir die Mitglieder aus 
meinem Verein und auch mein Sohn. Die sagen: 
Wir wissen gar nicht, wohin wir gehören. Wir wis-
sen gar nicht, ob wir das können. - Die sind sehr 
froh, wenn sie sich unter ihresgleichen in einer Art 
Schutzzone aufhalten können. In dieser Schutz-
zone bekommen sie die für sie bestmögliche För-
derung. 

Wir haben es mit unserem Sohn in einer Regel-
schule versucht. Er hat diese Regelschule von 
sich aus verlassen und ist auf eine Förderschule 
gewechselt. Dort hat er sich sehr wohl gefühlt und 
auch seinen Abschluss gemacht. Jetzt befindet er 
sich leider aber in der Situation, dass er weiter vo-
rankommen möchte, nicht aber weiter voran-
kommt, weil ihm das nötige Selbstbewusstsein 
fehlt. 

Mein Appell an alle, die hier in irgendeiner Form 
Verantwortung tragen: Bitte nicht mit Schlagwor-
ten arbeiten, sondern versuchen, diesen Men-
schen so zu helfen, dass sie die für sich selbst 
beste und günstigste Ausbildung bekommen, 
damit sie ihr Leben in eigener Verantwortung le-
ben können, und zwar so, wie sie es sich selbst 
vorstellen, und nicht so, wie wir es uns vorstellen. 

Abg. Silva Seeler (SPD): Sie haben erklärt, wie 
es ist, wenn Schülerinnen und Schüler bestimmte 
Behinderungen haben. Ich habe eine Frage. Sie 
haben gesagt, Sie könnten nur solche Schülerin-
nen und Schüler an Gymnasien aufnehmen, die 
die festgelegten Lern- und Bildungsziele errei-
chen können. Das könnten die Haupt- und die 
Realschulen meines Erachtens aber genauso 
formulieren mit der Folge, dass Inklusion an unse-
ren staatlichen Schulen dann überhaupt nicht 
möglich wäre. Sinn der Inklusion ist doch, Kinder 
ohne Behinderung mit Kindern mit Behinderung 
gemeinsam zu unterrichten. Deshalb verstehe ich 
Ihren Ansatz überhaupt nicht. Für mich hört sich 
das wie folgt an: Die anderen Schulformen kön-
nen es gern machen, wir aber nicht. Wir nehmen 
nur diejenigen Schülerinnen und Schüler mit Be-
hinderung auf, die von ihren geistigen Fähigkeiten 
her unseren Ansprüchen genügen. - Das ist ja 
nicht der Sinn der Inklusion. 

Audritz: Inklusion ist mehr als nur bloße vorder-
gründige Teilnahme; sie hat mit Zielen zu tun. Sie 
eröffnen jetzt ja die Debatte über die Schulstruk-
tur: Eine Schule muss alle Abschlüsse anbieten. - 
Wir vertreten aber eine Schulform, die nicht alle 
Schülerinnen und Schüler aufnimmt und auch 
nicht alle Abschlüsse vergibt. Unser Ziel ist das 
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Abitur. Jeder, der dieses Ziel erreichen will und 
kann, der wird auch erst einmal aufgenommen. 
Das betrifft Schüler, die eine Hauptschulempfeh-
lung haben; das betrifft auch Schüler, die eine 
Gymnasialempfehlung haben. Genauso betrifft 
das Schülerinnen und Schüler mit und ohne Be-
hinderungen. Wenn die bestmögliche Förderung 
anders möglich ist, dann soll eine andere Schul-
form gewählt werden. 

Abg. Silva Seeler (SPD): Was ist aus Ihrer Sicht 
eine bestmögliche Förderung? Wer entscheidet 
darüber? Sollen darüber die Eltern entscheiden? - 
Das, was Sie gesagt haben, dass nämlich die 
Gymnasien bestimmte Ziele hätten, gilt meines 
Erachtens für alle Schulen in gleicher Weise. In-
klusion bedeutet, dass die Kinder gemeinsam un-
terrichtet werden. Auch bei Ihnen gibt es Schüle-
rinnen und Schüler, die nicht unbedingt das Abitur 
machen wollen, sondern nur einen Realschulab-
schluss. Das wäre also kein Grund. Die Kinder 
werden genau dann zieldifferenziert unterrichtet.  

Beck: Die Aussage, dass Schülerinnen und 
Schüler zu uns kämen, mit dem Ziel, nur den Re-
alschulabschluss zu machen, möchte ich heftig 
anzweifeln. Die Schülerinnen und Schüler, die zu 
uns kommen, haben in der Regel das Ziel, das 
Abitur abzulegen. Das soll auch das gewählte Ziel 
sein, das sie verwirklichen. Selbstverständlich 
haben die Eltern ein Recht, darüber zu entschei-
den, was aus ihrer Sicht für ihre Kinder gut ist. 
Das heißt aber nicht zwingend, dass das immer 
auch das Richtige ist. Diese Erfahrung mache ich 
tagtäglich zur Genüge, und zwar nicht nur als 
Lehrer, sondern auch in meinen übrigen Funktio-
nen. Auch hier muss man einschreiten. 

Mein Stellvertreter ist seit Geburt an in vollem 
Umfang blind. Er ist Volljurist. Er hat eine gute 
Ausbildung absolviert. Er sagte mir: Es ist gut, 
dass ich nicht in einer Regelschule war. Es ist 
gut, dass ich an der Blindenstudienanstalt in Mar-
burg war und dort unter meinesgleichen lernen 
konnte. - Das hat ihm geholfen. Wir sollten es ak-
zeptieren, dass Behinderte von sich aus sagen: 
Inklusion für sich ist nicht zwingend gut. Auch Ex-
klusion kann gut sein. - Nicht als Selbstzweck, 
sondern mit dem Ziel, die Kinder, die Jugendli-
chen und die jungen Erwachsenen so zu fördern, 
dass sie sich im späteren Leben als Erwachsene 
selbständig frei bewegen können. Das muss un-
ser Ziel sein, nicht aber das, was hier angedeutet 
worden ist: Beschäftigung oder Teilhabe als 
Selbstzweck. 

Abg. Ina Korter (GRÜNE): Herr Audritz, Herr 
Beck, ich hoffe, dass ich Sie falsch verstanden 
habe. Inklusion heißt für Sie nach dem, wie ich 
Sie verstanden habe, dass nur solche Kinder mit 
einer körperlichen Behinderung, die den Intellekt 
haben, das Abitur zu schaffen, an ein Gymnasium 
sollen gehen können, Lernbehinderte, E- und S-
Kinder aber nicht; geistig behinderte Kinder erst 
recht nicht. Die können sowieso kein Abitur schaf-
fen. - Ich gehe davon aus, dass die UN-Konven-
tion von einer zieldifferenten Förderung an jeder 
Schule ausgeht. Deshalb möchte ich ganz gern 
wissen, ob ich Sie falsch verstanden habe oder 
ob Sie das tatsächlich so gemeint haben, wie Sie 
es gesagt haben. Das wäre für mich tatsächlich 
erschreckend. 

Sie haben vorhin gesagt, an einigen Gymnasien 
würden schon gute Modelle durchgeführt. Können 
Sie uns sagen, wie viele Gymnasien sich inzwi-
schen auf den Weg der Inklusion gemacht ha-
ben? - Sie können das sicherlich besser beurtei-
len als ich. Welche Förderschwerpunkte werden 
dort inklusiv in Integrationskonzepten verfolgt? 

Beck: Zu Ihrer ersten Frage: Es ist tatsächlich so, 
dass wir als Gymnasien ein Ziel haben. Dies ist 
unsere Aufgabe. Dieses Ziel steht im Schulge-
setz. Die Schülerinnen und Schüler sollen zum 
Abitur geführt werden. Dieses Ziel wollen wir um-
setzen. Die UN-Behindertenrechtskonvention ent-
hält eine ganze Reihe von Artikeln. Ich habe sie 
jetzt nicht alle im Kopf. Meines Erachtens sind es 
aber mehr als 80. Sie haben nun lediglich einen 
dieser Artikel herausgegriffen. Wenn man diese 
Punkte gründlichst analysiert, dann wird bei allen 
erwartet, dass am Ende einer Ausbildungszeit die 
Menschen mit Behinderung als Erwachsene 
gleichberechtigt leben können. Das heißt nicht, 
dass Inklusion auf Kindheit und Jugend be-
schränkt ist. Deshalb bitte ich Sie, Ihre Fragestel-
lung und Ihre Begründung nicht nur auf diesen 
Teil zu beschränken. Ziel muss es sein - ich blei-
be dabei, und das nehme ich sehr persönlich -, 
die betroffenen jungen Menschen dazu zu befä-
higen, im Erwachsenenalter ein selbständiges 
und selbstbewusstes Leben zu führen. Nichts an-
deres! Wenn wir das auf irgendeine Art und Wei-
se erreichen können, dann sollten wir das tun. 
Wenn das hilfreich ist, ja. 

Ich kann Ihnen nicht sagen, wie viele Gymnasien 
inzwischen auf dem Weg sind, die Inklusion um-
zusetzen. Mich irritiert allerdings Ihre Frage nach 
den Förderschwerpunkten. Sie implizieren mit Ih-
rer Frage, dass die Schulen ihrerseits anfangen, 
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zu sortieren und zu sagen: Wir nehmen jetzt nur 
blinde Schülerinnen und Schüler, und wir nehmen 
nur solche mit Rollstuhl. - Ich gebe jetzt folgende 
Frage an Sie zurück: Wollen Sie, dass wir in den 
Schulen Schwerpunkte bilden, oder sollen die 
Schulen keine Schwerpunkte bilden und alle Be-
hinderten aufnehmen, die sich bei ihnen melden? 
- Das hielte ich für ganz verwegen. 

Abg. Ina Korter (GRÜNE): Ich möchte jetzt keine 
umfangreiche Debatte führen. Mir geht es um 
Folgendes: In Bad Harzburg werden Kinder mit 
Down-Syndrom beschult. Die würden nach Ihrer 
Aussage gar nicht in ein Gymnasium gehen dür-
fen, weil man nicht weiß, ob die tatsächlich das 
Abitur ablegen können. Deshalb wollte ich wis-
sen, mit welchen Schwerpunkten die Gymnasien 
bereits Erfahrungen gemacht haben. 

Beck: Auch das, was Sie eben gesagt haben, ist 
nicht richtig. Sie haben vorgetragen, dass nicht 
bekannt sei, ob Schülerinnen und Schüler mit 
Down-Syndrom das Abitur erreichen könnten. 
Das ist richtig. Das wissen wir jedoch bei keiner 
Schülerin und bei keinem Schüler. Die haben alle 
das offene Ziel. Sie müssen aber akzeptieren, 
dass es welche gibt, die es nicht schaffen. Die, 
die es nicht schaffen, können bei uns auch kein 
Abitur bekommen. Wenn ich jemanden habe, von 
dem ich von vornherein mit absoluter Sicherheit 
weiß, dass er das Abitur nicht schaffen wird - - - 
Sie werden keinem Blinden sagen können, dass 
er das Abitur nicht erreichen wird. Das geht nicht. 
Ich kann in anderen Situationen aber sagen: Die-
se Person ist intellektuell nicht in der Lage, dem 
Unterricht an einer allgemeinbildenden Schule zu 
folgen. - Damit kann ich dieser Person das erspa-
ren, was ich hier vorhin klar zu machen versucht 
habe. Diese jungen Menschen laufen von einer 
Enttäuschung zur nächsten mit der Folge, dass 
sie ihre Selbstsicherheit endgültig verlieren. 

Ich weiß es nicht. Ich habe es Ihnen eben gesagt: 
Ich weiß nicht, welche Schwerpunkte an welchen 
Gymnasien gebildet worden sind. Es ist schön, 
dass Sie uns darauf aufmerksam gemacht haben. 
Wir werden versuchen, dies abzufragen. Wir wol-
len hören, was an unseren Schulen tatsächlich 
möglich ist. Das ist eine gute Idee. 

Abg. Ralf Borngräber (SPD): Sie haben gerade 
eine Definition für ein exklusives Schulsystem ge-
liefert. Ist Bad Harzburg dann ein Irrweg? 

Beck: Dann können Sie jede Schule zu einem 
Irrweg erklären, die sich in irgendeiner Art und 

Weise spezialisiert hat. Nehmen Sie bitte einmal 
die besondere Situation einer mehrfach behinder-
ten Person. Für diese besondere Klientel müssen 
Sie besondere Einrichtungen vorhalten, damit die 
betreffenden Schülerinnen und Schüler dem Un-
terricht - egal, an welcher Schule - folgen können. 
Wir haben in Hannover ein Taubblindenzentrum. 
Dort sind solche Sachen technisch möglich. Dort 
können die Schülerinnen und Schüler lernen. Oft 
jedoch versagt die Technik. Gehen Sie einmal an 
eine Schule, dann werden Sie sehen, wie oft die 
Technik dort versagt, weil sie nicht gut genug ist. 
Die Schülerinnen und Schüler, die eine gute Aus-
bildung wollen, müssen auch die entsprechenden 
Voraussetzungen dafür vorfinden. Das wider-
spricht nicht dem Menschenrecht. Das ist das 
Menschenrecht. Diese Kinder müssen die best-
mögliche Förderung bekommen. 

Abg. Dörthe Weddige-Degenhard (SPD): Kön-
nen Sie sich vorstellen, dass an einem Gymnasi-
um zieldifferent unterrichtet wird und dass das 
soziale Miteinander an einem Gymnasium für ei-
nen Menschen mit Behinderung möglicherweise 
besser ist als an einer Hauptschule?  

Sie sagten: Für unsere Gymnasien kommt Inklu-
sion nicht infrage, sondern wir überlassen das 
den anderen Schulformen. - Sie wissen aufgrund 
Ihres Schulalltags aber auch, dass es in den un-
terschiedlichen Schulformen ein sehr unterschied-
liches soziales Miteinander gibt. Wir haben uns 
das in Bad Harzburg angesehen. Dort wird zieldif-
ferent unterrichtet. Können Sie sich vorstellen, 
dass Inklusion meint, dass wir alle gemeinsam le-
ben, und zwar von der Krippe an? - Wir müssen 
mit unserem Denken schon früher ansetzen. Sie 
schildern ja, dass Ihr Sohn im späteren berufli-
chen Leben arge Schwierigkeiten hat, weil wir 
den Vorlauf nicht haben. Wir können nicht erwar-
ten, dass nach der Schule all das funktioniert, 
was vorher in der Schule nicht funktioniert hat. 
Von daher also an Sie die Frage: Können Sie sich 
vorstellen, dass auch an einem Gymnasium ziel-
different unterrichtet wird und dass auch das 
Gymnasium für die Inklusion geöffnet werden soll-
te? 

Beck: Ein zieldifferenter Unterricht ist nicht mög-
lich, weil das Ziel des Gymnasiums das Abitur ist. 
Dass wir bei unseren Schülerinnen und Schülern 
aber dennoch eine Differenzierung vornehmen, 
ist gar keine Frage. Das tun wir seit Jahr und Tag. 
Darüber brauchen wir jetzt also nicht zu diskutie-
ren. Das Abitur als Ziel steht im Schulgesetz und 
ist vom Gesetzgeber vorgegeben worden. Dieses 
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Ziel müssen wir erreichen. Dieses Ziel brauchen 
wir nicht wegzudiskutieren. 

Dass es in den unterschiedlichen Schulformen 
unterschiedliche soziale Strukturen gibt, brauchen 
wir ebenfalls nicht wegzudiskutieren. Das ist tat-
sächlich so. Damit müssen wir leben. Das ändert 
aber nichts an der Situation der einzelnen Betrof-
fenen. Die mögen an einem Gymnasium vielleicht 
ein angenehmeres soziales Verhältnis vorfinden, 
haben dort aber möglicherweise ganz andere 
Nachteile, die ich vorhin zu erklären versucht ha-
be. Möglicherweise sind sie dort nicht in der Lage, 
persönliche Erfolgserlebnisse zu erzielen, die sie 
aber brauchen, um in der Allgemeinheit so anzu-
kommen, wie sie es verdienen. 

Sie können es mir abnehmen: Ich habe es bei 
meinem eigenen Sohn erlebt. Er war in der 
Grundschule und in der Hauptschule. Danach war 
er in der Förderschule, die für ihn ideal war und 
ihm sehr viel geholfen hat. Trotzdem ist er an den 
allgemeinbildenden Schulen nicht so gefördert 
worden, wie er es sich selbst gewünscht hat: 
selbstbewusst und selbstsicher. - Diese Förde-
rung wird ihm an einem Gymnasium mit Sicher-
heit noch viel weniger zuteil. Das dürfen Sie mir 
aufgrund meiner persönlichen Erfahrungen, die 
ich mit meinem Sohn und mit anderen Kindern 
gemacht habe, durchaus abnehmen. Entspre-
chende Erfahrungen habe ich aber auch an mei-
nem Gymnasium gemacht. Ich war auch schon in 
anderen Schulformen.  

 

Konföderation evangelischer Kirchen 
in Niedersachsen 

(Vorlage 36) 

Frau Dr. Gäfgen-Track: Herr Vorsitzender! Meine 
Damen und Herren! Die dem Gesetzentwurf der 
Koalitionsfraktionen zugrunde liegende UN-Kon-
vention bejaht die Rechte von Menschen mit Be-
hinderungen als Bestandteil menschlichen Le-
bens und der Gesellschaft. Der Gedanke der in-
klusiven Schule geht deutlich darüber hinaus, weil 
er explizit Schülerinnen und Schüler in ihrer Indi-
vidualität, zu der auch die Unterschiede von Gen-
der, Nationalität, Religion, sozialer Herkunft usw. 
gehören, fördern und fordern will. Ein solches 
Denken entspricht dem christlichen Menschen-
bild, wonach jeder Mensch als Ebenbild Gottes in 
seiner Einzigartigkeit und Würde zu achten ist 
und in keiner Phase seines Lebens ausgegrenzt 
werden darf. 

Die Ermöglichung von Teilhabe in allen Bereichen 
des Lebens ist Ausdruck des christlichen Ver-
ständnisses von Gerechtigkeit, gerade auch von 
Bildungsgerechtigkeit. Dies war bereits das re-
formatorische Grundanliegen, und die Reformato-
ren haben gesamtgesellschaftlich dafür Sorge ge-
tragen, dass Bildung nicht länger auf einzelne 
Gruppen und Schichten begrenzt wird. Das heißt: 
Mit der Weiterentwicklung der Schule zur inklusi-
ven Schule wird auch in besonderer Weise dem 
Bildungsauftrag von Schulen auf der Grundlage 
des Christentums - § 2 des Niedersächsischen 
Schulgesetzes - Rechnung getragen. 

Sprachlich wird durch den Begriff der inklusiven 
Schule angezeigt, dass ein qualitativ anderer An-
spruch im Vergleich zum bisherigen Ziel der In-
tegration Behinderter erhoben wird. Dass dieses 
sprachliche Signal ein stets gebrochenes bleiben 
muss, hat strukturelle Gründe: Im Blick auf eine 
optimale Förderung der einzelnen Schülerin bzw. 
des einzelnen Schülers, auf die Frage des ange-
strebten Schulabschlusses, aber auch im Blick 
auf die Festsetzung entsprechender finanzieller 
und pädagogischer Mittel muss diagnostiziert 
werden, in welchem Fall sonderpädagogischer 
Unterstützungsbedarf geltend zu machen ist und 
in welchem Fall differenziert zu beschulen ist. 

Ob die von den unterschiedlichen Gesetzentwür-
fen und Entschließungsanträgen vorgesehene in-
klusive Schule erfolgreich umgesetzt werden 
kann, hängt letztendlich davon ab, ob inklusive 
Bildungskonzepte durch Erlasse hinsichtlich Klas-
sengrößen, Personal- und Mittelzuweisung so 
begünstigt werden, dass inklusiver Unterricht 
sinnvoll stattfinden kann. Wenn das nicht die 
Grundlage ist, werden wir es kaum schaffen. 

Inklusive Pädagogik rechnet grundsätzlich mit der 
Komplexität und der Heterogenität der Lerngrup-
pen. Der Umgang mit der neuen Diversität fordert 
die Unterrichtenden zukünftig in ganz neuer Wei-
se heraus, sich in ihren kognitiven, sozialen und 
emotionalen Entwicklungs- und Lernangeboten 
darauf einzustellen. Die Ausbildung der Lehrerin-
nen und Lehrer hat entsprechend die Auseinan-
dersetzung mit Heterogenität in pädagogischen 
Prozessen stärker als bisher in den Blick zu neh-
men. 

Insgesamt erfordert Inklusion ein gesamtgesell-
schaftliches Umdenken. Es wäre schwierig, wenn 
Inklusion in der Schule gelingt, danach im Leben 
aber wieder nur Ausgrenzung erlebt wird. Wenn 
wir es nicht schaffen, dass Schule die Grundlage 



16. WP Kultusausschuss - 96. - öffentliche - Sitzung am 15. Dezember 2011 Seite 13 von 34 

dafür bietet, dass auch im späteren Leben Inklu-
sion durchgängig gelebt werden kann, dann wer-
den wir es in dieser Gesellschaft mit der UN-
Konvention nicht hinkriegen. - Schule hat hier ei-
ne Schlüsselfunktion. Daher ist es notwendig, 
dass über den Unterricht hinaus Erfahrungen mit 
Heterogenität gemacht werden. Dieses gelingt 
insbesondere im Schulleben. Daher muss es das 
Ziel einer inklusiven Schule sein, als gebundene 
oder teilgebundene Ganztagsschule zu arbeiten; 
denn nur das gemeinsame Leben in der Ganz-
tagsschule bietet allen Beteiligten Chancen zur 
Auseinandersetzung und Annäherung. Hier liegt 
ein wesentlicher Schlüssel zur gesellschaftlichen 
Akzeptanz der Inklusion. 

Jetzt ein Wort zum Gesetzentwurf und zum Ent-
schließungsantrag der SPD-Fraktion: Sowohl der 
Gesetzentwurf als auch der Entschließungsantrag 
der Fraktion der SPD stammen bereits aus dem 
Sommer 2010, was deutlich macht, wie dringend 
jetzt die Einführung der inklusiven Schule im Sin-
ne der UN-Konvention ist. Der Entwurf sieht eine 
Einführung der inklusiven Schule am Tag des In-
krafttretens der Schulgesetzänderung vor.  

Dies aufgreifend, regen wir an, die Regelung zur 
inklusiven Schule mit Beginn des Schuljahres 
2012/2013 umzusetzen. Wir sehen im Unter-
schied zu diesem Gesetzentwurf die Möglichkeit 
eines Konfliktes zwischen dem freien Elternwillen 
und dem Kindeswohl und regen für diesen Fall 
auch die Begutachtung durch ein Sachverständi-
gengremium an. Wir begrüßen ausdrücklich die 
Anregung des Entschließungsantrages, die früh-
kindliche Bildung in die Überlegungen zur Umset-
zung der inklusiven Schule einzubeziehen, weil 
sie grundlegend für den weiteren Bildungsweg ei-
nes Kindes ist. Wir teilen die Einschätzung, dass 
die Lehrerausbildung entsprechend zu modifizie-
ren ist, und auch, dass eine entsprechende Öf-
fentlichkeitsarbeit die Einführung der inklusiven 
Schule unterstützen muss. 

Zum Gesetzentwurf und zum Entschließungsan-
trag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen: Der 
Gesetzentwurf und der Entschließungsantrag der 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen datieren bereits 
aus dem Jahr 2009 und machen deutlich, wie 
dringend geboten die rasche Einführung der in-
klusiven Schule ist. Der Gesetzentwurf verweist 
deutlich darauf, dass das Kriterium für den Be-
such der Regelschule oder der Förderschule die 
Gewährung des individuellen Förderbedarfs des 
Schülers ist. Zugleich aber sollen darüber allein 
die Eltern entscheiden. Auch hier verweisen wir 

darauf, dass es zu einem Konflikt zwischen dem 
Kindeswohl und dem freien Elternwillen kommen 
kann, für den eine Lösung gefunden werden 
muss.  

Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen schlägt die 
sofortige Integration der Förderschulen Lernen, 
Soziale und Emotionale Entwicklung sowie Spra-
che in das Regelschulsystem vor. Während es 
zumindest im Primarbereich gute Gründe für die 
Aufhebung der Förderschulen Lernen und Spra-
che gibt, kann dem für den Bereich Soziale und 
Emotionale Entwicklung so nicht zugestimmt wer-
den. Es gibt Schülerinnen und Schüler, die durch 
ihr herausforderndes Verhalten das Kindeswohl 
der anderen Schüler gefährden können, sodass 
eine gemeinsame Beschulung an einer inklusiven 
Schule im Ausnahmefall nicht möglich ist. 

Zum Gesetzentwurf der Fraktionen von CDU und 
FDP: Die Regierungsfraktionen gehen mit ihrem 
Gesetzentwurf zur Einführung der inklusiven 
Schule in Niedersachsen einen differenzierten 
Weg. Sie setzen die UN-Behindertenrechtskon-
vention rasch um, sehen aber mit einer aufstei-
genden Einführung und der Möglichkeit von 
Schwerpunktschulen bis 2018 einen Einführungs-
zeitraum vor, der sukzessiven Realisierungs-
schritten Raum gibt. 

Der Gesetzentwurf sieht in § 14 keine Öffnung 
der Förderschulen für Kinder und Jugendliche 
ohne Förderbedarfe vor. Diese Möglichkeit sollte 
im Sinne von ernsthafter Inklusion auch den För-
derschulen prinzipiell eingeräumt werden. Damit 
könnten modellhaft in besonderer Weise die 
Kompetenzen der Förderschulen für eine inklusi-
ve Schule genutzt werden. Es gibt in der Bundes-
republik Deutschland einige wenige gute Modelle. 

In § 14 Abs. 4 werden die Förderschwerpunkte 
Lernen und Sprache in der Grundschule grund-
sätzlich anders gestellt. Diese Unterscheidung 
wird nicht begründet und besitzt unseres Erach-
tens keine Plausibilität. 

In § 59 Abs. 5 (neu) wird festgestellt, dass Schü-
lerinnen und Schüler mit sonderpädagogischem 
Unterstützungsbedarf an eine Schule einer ande-
ren Schulform überwiesen werden können, „wenn 
dadurch dem individuellen Unterstützungsbedarf 
an sonderpädagogischer Förderung besser ent-
sprochen werden kann“. Hier wird das Kindes-
wohl über den freien Elterwillen gestellt, und die 
Zustimmung der Schulbehörde zu einer geplan-
ten Verweisung soll entscheidend sein. Das heißt, 
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es geht um pädagogische Gründe, die explizit 
benannt werden müssen, insbesondere auch um 
der individuellen Förderung der einzelnen Schüle-
rin bzw. des einzelnen Schülers mit sonderpäda-
gogischem Förderbedarf willen, die den Besuch 
einer anderen Schule angebracht erscheinen las-
sen. Im Konfliktfall würde die Landesschulbehör-
de entscheiden; eine Alternative in einer mögli-
chen Konfliktsituation zwischen Kindeswohl, pä-
dagogischen Gründen und Elterwillen wäre die 
Einrichtung eines unabhängigen Sachverständi-
gengremiums, das die Gesamtsituation - sowohl 
die des Kindes als auch die der Schule - begut-
achtet. 

§ 61 räumt die Möglichkeit einer Rücküberwei-
sung von Schülerinnen und Schülern mit Bedarf 
an sonderpädagogischer Unterstützung an eine 
Förderschule ein, wenn diese „die Sicherheit von 
Menschen ernstlich gefährden oder den Schulbe-
trieb nachhaltig und schwer beeinträchtigen“. Es 
sollte geprüft werden, ob § 61 gestrichen werden 
kann und ob über § 59 präzise zu regeln wäre, 
inwiefern das Kindeswohl und pädagogische 
Gründe ausschlaggebend sein können für den 
Verweis an eine andere Schulform. In den gesetz-
lichen Bestimmungen bzw. Erlassen zum Diszip-
linarrecht kann dann auf alternative Formen der 
Schulerfüllung auch für Schülerinnen und Schüler 
mit sonderpädagogischem Unterstützungsbedarf 
hingewiesen werden. § 61 macht sich in der Dis-
kussion über Inklusion - sage ich jetzt einmal et-
was vereinfacht - optisch nicht wirklich gut. 

In § 183 c Abs. 1 wird festgelegt, dass die 1. und 
5. Jahrgänge der Schulen ab dem Schuljahr 
2013/2014 inklusiv zu führen sind, es im Bereich 
der Grundschule aber schon ab dem Schuljahr 
2012/2013 - die Bereitschaft des Schulträgers 
vorausgesetzt - möglich ist. Wir plädieren dafür, 
die Einführung bereits ab dem Schuljahr 
2012/2013 generell vorzusehen, da es unseres 
Erachtens keine hinreichenden Gründe für eine 
Verschiebung um ein Schuljahr gibt. 

Der reformerische Umwandlungsprozess wird 
wesentlich länger dauern, als bis zum Jahr 2018. 
Zugleich können Schwerpunktschulen mit ihrer 
besonderen Ausstattung Qualitätsmaßstäbe set-
zen, die für eine inklusive Schule gelten müssten. 
Daher sollte der Gesetzgeber die Möglichkeit von 
Schwerpunktschulen über das Jahr 2018 hinaus 
offenhalten. 

Jetzt einige Anmerkungen zur Frage und Bedeu-
tung der Schulen in freier Trägerschaft bei der 

Einführung der inklusiven Schule: Für die Schulen 
in freier Trägerschaft der Evangelisch-lutheri-
schen Landeskirche Hannovers, aber auch für die 
diakonischen und übrigen evangelischen Schulen 
im Bereich der Konföderation evangelischer Kir-
chen in Niedersachsen gilt, dass sie sich wie die 
öffentlichen Schulen als inklusive Schulen begrei-
fen und dazu entwickeln werden. Nach unseren 
Erkenntnissen will auch die überwiegende Mehr-
heit der Schulen in freier Trägerschaft diesen 
Weg zur inklusiven Schule mitgehen; denn 
selbstverständlich gilt auch für Schulen in kirchli-
cher, diakonischer und freier Trägerschaft, dass 
sie ihren Beitrag zur Umsetzung der UN-
Konvention leisten wollen und müssen. Durch 
den Begriff „öffentliche Schulen“ ist der Verweis 
auf § 141 Abs. 1 unseres Erachtens nicht ausrei-
chend. Von daher bitten wir, in § 4 einen ergän-
zenden Absatz 5 aufzunehmen: 

„Für Schulen in kirchlicher und freier Träger-
schaft, die inklusive Schulen sind, gilt, dass sie 
allen Schülerinnen und Schülern einen barrie-
refreien und gleichberechtigten Zugang er-
möglichen. Die Bedingungen für inklusive öf-
fentliche Schulen gelten analog für inklusive 
Schulen in kirchlicher oder freier Träger-
schaft.“ 

Nur auf diese Art und Weise wird gewährleistet, 
dass sich die Wahlfreiheit der Eltern auch auf 
Schulen in kirchlicher oder freier Trägerschaft be-
zieht und dass Eltern, die ein Kind mit sonderpä-
dagogischem Förderbedarf an einer Schule in 
kirchlicher oder freier Trägerschaft beschulen las-
sen möchten, dazu grundsätzlich die Möglichkeit 
haben. 

Die Förderschulen in kirchlicher und freier Trä-
gerschaft sollten deshalb genau wie die Förder-
schulen in kommunaler Trägerschaft die Möglich-
keit erhalten, auch ein sonderpädagogisches 
Förderzentrum zu werden und zudem weiterhin 
Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogi-
schem Förderbedarf aufzunehmen. Nur so kön-
nen die Kompetenzen, die in den Förderschulen 
in didaktischer oder freier Trägerschaft gegeben 
sind, genutzt und weiterentwickelt werden. 

Es gibt in keinem der vorgelegten Gesetzentwürfe 
eine entsprechende Festlegung dahin gehend, 
wie die Förderschulen in freier Trägerschaft als 
Förderzentren in das Netzwerk der öffentlichen 
Schulen eingebunden werden sollen. Wir wären 
dazu bereit. Dazu müssen aber die Grundlagen 
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gelegt werden, auch bei den Finanzhilferegelun-
gen. 

Fazit: Die Einführung der inklusiven Schule sollte, 
da sie einen weiteren gesellschaftlichen Bewusst-
seinswandel erforderlich macht, in ihren wesentli-
chen Punkten von einem möglichst breiten Kon-
sens aller Fraktionen des Landtags getragen 
sein. Die vorgelegten Gesetzentwürfe und Ent-
schließungsanträge sind sich darin einig, dass der 
Weg zur inklusiven Schule unumkehrbar ist, dass 
die Umsetzung der inklusiven Schule auch einen 
gesamtgesellschaftlichen Bewusstseinswandel 
erforderlich macht, dass das Kindeswohl das ent-
scheidende Kriterium für den Bildungsweg des 
einzelnen Kindes ist, dass der Elternwille eine 
zentrale Bedeutung für die Wahl der Schule hat, 
dass die Lehrkräfte entsprechend geschult wer-
den, dass eine inklusive Pädagogik und Didaktik 
entwickelt und in den Schulen konkret umgesetzt 
werden und dass die Schulen dafür entsprechen-
de Ressourcen benötigen. 

Unterschiedliche Vorgehensweisen werden vor-
geschlagen für den Zeitpunkt der Einführung der 
inklusiven Schule, für den Zeitraum, in dem alle 
Schulen zur inklusiven Schule werden, mit Blick 
auf die Verhältnisbestimmung von freiem Eltern-
willen und Kindeswohl und im Hinblick auf den 
Umfang, die Förderschwerpunkte und die Bedin-
gungen, unter denen es weiterhin Förderschulen 
geben soll. 

Das gemeinsame politische Ziel im Interesse ei-
ner guten Bildung aller Schülerinnen und Schüler 
sollte es insgesamt sein, die von allen Parteien 
für notwendig erachteten Ressourcen im Hinblick 
auf Klassengrößen und (teil-)gebundene Ganz-
tagsschulen sowie die personellen, sächlichen 
und räumlichen Möglichkeiten für das Gelingen 
von inklusiver Schule bereitzustellen. 

Abg. Silva Seeler (SPD): Ich fand Ihre Ausfüh-
rungen sehr hilfreich und sehr ausführlich. Ich ha-
be allerdings noch eine Nachfrage; denn ich weiß 
nicht, ob ich Sie an der betreffenden Stelle richtig 
verstanden habe. Ich weiß auch nicht, ob ich den 
Gesetzentwurf der Koalitionsfraktionen richtig 
verstanden habe. Da heißt es in § 14 Abs. 4: 

„In der Förderschule können Schülerinnen und 
Schüler aller Schuljahrgänge unterrichtet wer-
den. In dem Förderschwerpunkt Lernen einer 
Förderschule werden Schülerinnen und Schü-
ler ab dem 5. Schuljahrgang unterrichtet.“ 

Soll das heißen, dass alle Schülerinnen und 
Schüler mit dem Förderschwerpunkt Lernen ab 
der 5. Klasse wieder in eine Förderschule gehen 
sollen? - Ich habe nicht verstanden, was Sie da-
von halten. 

Frau Dr. Gäfgen-Track: Ich bin nicht die Interpre-
tin des von Ihnen angesprochenen Gesetzent-
wurfs. Ich glaube nicht, dass das so gemeint ist. 
Ich glaube eher, dass es so ist, dass ab dem 
5. Schuljahrgang wieder Förderschulen Lernen 
bestehen und dass es eine Wahlmöglichkeit ge-
ben soll. Ich kann mich aber auch täuschen. Ich 
weiß es nicht. 

Das ist eine schwierige Frage. Mangels Kompe-
tenz kann ich nicht einschätzen, ob es ab dem 
5. Jahrgang weiterhin möglich ist, Schülerinnen 
und Schüler mit dem Förderbedarf Lernen in der 
inklusiven Schule zu beschulen, oder ob es be-
sondere Ausnahmefälle gibt, in denen es nötig 
sein wird, sie weiterhin in einer Förderschule zu 
unterrichten. Ich glaube, Zweites eher nicht. Ich 
bin aber keine Fachfrau. 

 

Landeselternrat Niedersachsen 
(Vorlage 30) 

Zimmer: Der Landeselternrat begrüßt es aus-
drücklich, dass sich jetzt endlich auch das Land 
Niedersachsen auf den Weg macht, um die ge-
setzlichen Voraussetzungen zur schulischen Um-
setzung der UN-Behindertenrechtskonvention zu 
schaffen. Es liegen Gesetzentwürfe vor, die von 
den hier im Landtag vertretenen Parteien einge-
bracht worden sind. Der erste Entwurf der Grünen 
ist mehr als zwei Jahre alt. Der gesamtgesell-
schaftlichen Bedeutung der Umsetzung der schu-
lischen Aspekte der Inklusion wäre jedoch ein 
gemeinsamer Gesetzentwurf aller Parteien an-
gemessen gewesen. Leider wird nun aber wieder 
einmal mehr der Eindruck erweckt, dass auf dem 
Rücken von Schülern und Menschen mit Behin-
derungen parteipolitische Ränkespielchen betrie-
ben werden, die letztendlich nur der eigenen Pro-
filierung mancher Politiker und Parteien dienlich 
sein werden. 

Der Landeselternrat erwartet deshalb, dass sich 
die im Landtag vertretenen Parteien auf einen 
Gesetzentwurf einigen, der von einer großen 
Mehrheit aller Abgeordneten mitgetragen wird. 
Das Papier, das jetzt verabschiedet wird, darf 
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nach der nächsten Landtagswahl nicht zu Maku-
latur werden.  

Mit Bedauern erinnern wir uns an die Versuche im 
letzten Jahr, zur Frage der Schulstruktur einen 
breiten gesellschaftlichen Konsens zu finden. Das 
ist uns leider nicht gelungen. Angesichts der gro-
ßen gesellschaftlichen Herausforderungen bei der 
Umsetzung der Inklusion muss dieser Konsens 
unbedingt geschaffen werden. Wir haben alle vor-
liegenden Gesetzentwürfe beraten. Aus unserer 
Sicht liegen sie nah beieinander. 

Der Landeselternrat begrüßt ausdrücklich, dass 
durch diesen Gesetzentwurf der Anspruch der El-
tern, ihre Kinder mit Behinderungen an allge-
meinbildenden Schulen unterrichten zu lassen, 
sofern sie es möchten, gesetzlich festgeschrieben 
wird. Wir bemängeln, dass bisher keine unterge-
setzlichen Regelungen vorliegen. Diese sind ge-
nauso wichtig wie die Änderung des Schulgeset-
zes an sich und sollten längst erarbeitet sein. Ver-
pflichtende Vorgaben sind bislang nicht enthalten. 
Der Landeselternrat geht davon aus und erwartet, 
dass untergesetzliche Regelungen unverzüglich 
und parallel erfolgen, um Klarheit für alle zu 
schaffen. Als Beispiel sei die Feststellung des 
sonderpädagogischen Unterstützungsbedarfs ge-
nannt. Dieses Verfahren erhält künftig einen völlig 
anderen Stellenwert und muss in der Weise ge-
staltet sein, dass es eine beratende diagnostische 
Grundlage für die Erziehungsberechtigten bietet. 
Dieses Verfahren darf künftig nicht den Charakter 
einer „Zuweisungsgrundlage“ aufweisen. 

Weiterhin hält der Landeselternrat eine unterge-
setzliche Regelung in Bezug auf die Inanspruch-
nahme der Mobilen Dienste für unerlässlich. In 
der Vergangenheit hat sich gezeigt, dass sich die 
Möglichkeiten der Inanspruchnahme der Mobilen 
Dienste nicht am individuellen Förderbedarf einer 
Schülerin oder eines Schülers ausgerichtet ha-
ben, sondern vielmehr etwa regionale Rahmen-
bedingungen die Entscheidungsgrundlage bilde-
ten. Einige Ressourcenzuweisungen sind bislang 
nicht geregelt. Dies gilt z. B. für den Umgang mit 
Autismus. 

Der Landeselternrat erkennt die Notwendigkeit 
an, dass es zunächst erforderlich sein wird, bei 
der Umsetzung der Inklusion im schulischen Be-
reich zweigleisig vorzugehen. Dies wird den 
Wünschen der Eltern gerecht, die ihre Kinder an 
allgemeinbildenden Schulen unterrichten lassen 
möchten, aber auch den Wünschen der Eltern, 
die für ihre Kinder eine Beschulung zunächst an 

einer Förderschule oder an neu zu bildenden 
Schwerpunktschulen wünschen. Zunächst muss 
es um das Wohl aller Kinder gehen, und wir müs-
sen schauen, wie diese individuell am besten ge-
fördert werden können. Es wird sicherlich seine 
Zeit brauchen, bis das flächendeckend umgesetzt 
werden kann. Dem Landeselternrat ist bewusst, 
dass diese Zweigleisigkeit teuer und auch res-
sourcenintensiv ist. Die Umsetzung der Inklusion 
im Bildungsbereich aber ist ein langfristiger Pro-
zess, der nunmehr in die Wege geleitet werden 
muss. Der Landeselternrat hofft, dass alle am 
System Bildung Beteiligten langfristig erfahren 
werden, dass Inklusion an allgemeinbildenden 
Schulen möglich ist, dass die weitaus überwie-
gende Mehrheit der Schülerinnen und Schüler in-
klusiv an allgemeinbildenden Schulen unterrichtet 
werden kann und dass nur noch für wenige die 
Notwendigkeit der Inanspruchnahme einer För-
derschule besteht. 

Nicht nachvollziehbar ist aus unserer Sicht, dass 
für den Primarbereich nur die Förderschulen für 
den Förderschwerpunkt Lernen ganz entfallen 
sollen. Vielmehr haben die Erfahrungen mit den 
Regionalen Integrationskonzepten deutlich auf-
gezeigt, dass auch die Kinder des Förderschwer-
punktes Sprache und Sprechen in Grundschulen 
optimal gefördert werden können. Für die Berei-
che E und S ist dies durchaus unterschiedlich zu 
sehen. Mittelfristig ist die komplette Auflösung 
auch dieser Förderschulen anzustreben. Auch die 
Aufrechterhaltung der Förderschule Lernen im 
Sekundarbereich I ist nicht nachvollziehbar, wenn 
diese Förderschule im Primarbereich nicht mehr 
besteht. Hier sind dann auslaufende Übergangs-
regelungen erforderlich. 

Frau Hohagen: Der Landeselternrat begrüßt die 
Entscheidung aller Fraktionen, die Inklusion im 
schulischen Bereich umsetzen zu wollen. Die 
hierfür bislang vorgesehenen finanziellen Mittel 
und personellen Ressourcen werden aber nicht 
ausreichen. Allen in Verantwortung stehenden 
Beteiligten sollte bewusst sein, dass die Umset-
zung von Inklusion als Sparmodell von vornherein 
zum Scheitern verurteilt sein wird. 

In der Folge fordert der Landeselternrat Nieder-
sachsen, darauf zu achten, dass die Lehrkräfte in 
der Weise fortgebildet werden, dass sie die an sie 
gerichteten Erwartungen auch erfüllen können, 
und dass entsprechende Fortbildungen angebo-
ten werden, die den inhaltlichen Elementen der 
Sonderpädagogik gerecht werden. Die Inhalte 
des Lehramtsstudiums müssen umgehend verän-
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dert werden, damit alle Lehrkräfte inklusiven Un-
terricht erteilen können. 

Aus unserer Sicht scheint es insbesondere nicht 
angemessen zu sein, für den Bereich Lernen - 
sonderpädagogische Grundversorgung - nur zwei 
zusätzliche Förderstunden vorzusehen. Hier 
müssten mindestens drei Förderstunden pro 
Klasse anerkannt und zugestanden werden. Eine 
zweizügige Grundschule benötigt mindestens ei-
ne Vollzeitstelle. Insgesamt muss es Ziel sein, 
dass an allen allgemeinbildenden Schulen För-
derschullehrkräfte tätig sind, die auch in die Kol-
legien integriert sind. Es wird nicht erfolgverspre-
chend sein, dass ein sogenanntes Lehrer-Hop-
ping der Lehrkräfte und Sonderpädagogen er-
folgt.  

Unseres Erachtens ist es unerlässlich, dass die 
Koordination in den Händen von Förderzentren 
liegt, die in der Lage sind, die jeweilige regionale 
Situation in den Blick zu nehmen und gegebenen-
falls auch landkreisübergreifend tätig zu werden. 
Diese Förderzentren sollten die Möglichkeit ha-
ben, die Koordinierung von regionalen Schwer-
punkten an einzelnen allgemeinbildenden Schu-
len vorzunehmen. Schüler können an allgemein-
bildenden Schulen gut und inklusiv gefördert wer-
den, aber nicht jede Schule muss alle speziellen 
Fördermöglichkeiten vorhalten. Insgesamt muss 
gewährleistet sein, dass sich die Ausgestaltung 
an den regionalen Strukturen orientieren und 
entwickeln kann. 

Wir kritisieren nachdrücklich und scharf, dass mit 
den Vorgaben in den §§ 59 und 61 des Gesetz-
entwurfs der Regierungsfraktionen durch die 
Möglichkeit der Abschulung ein falsches Signal 
zur Inklusion gesetzt wird nach dem Motto: Ihr 
müsst Inklusion umsetzen, aber wenn ihr das 
nicht möchtet, gibt es Möglichkeiten, dies zu ver-
hindern. 

Zu § 59: Natürlich werden einige wenige Schüle-
rinnen und Schüler auch zukünftig an allgemein-
bildenden Schulen nicht optimal gefördert werden 
können. In der Folge wird manchmal auch die 
Entscheidung zu treffen sein, dass diese Schüle-
rinnen und Schüler eine Förderschule besuchen 
sollten. Die Ausführungen in dem Gesetzentwurf 
der Koalitionsfraktionen lassen hier insbesondere 
eine entscheidungsbefugte Instanz vermissen, 
vordringlich aber Kriterien, die erfüllt sein müssen 
und die eine Entscheidung begründen. Diese 
Entscheidung darf keinesfalls allein von Schule 
und niedersächsischer Landesschulbehörde ge-

troffen werden. Wir erwarten, dass für die sicher-
lich wenigen Einzelfälle eine spezielle Kommissi-
on mit Entscheidungsbefugnis eingerichtet wird. 
Diese Kommission sollte an die Landesschulbe-
hörde angegliedert werden. Ihr sollten auf jeden 
Fall externe Spezialisten angehören, insbesonde-
re Psychiater für Kinder und Jugendliche oder 
auch Psychotherapeuten und Förderschulpäda-
gogen. 

Zu § 61: Selbstverständlich gehören Menschen, 
die die Sicherheit anderer gefährden, nicht an öf-
fentliche Schulen. Dies gilt für alle Lehrkräfte und 
für alle Schülerinnen und Schüler. Eine spezielle 
Regelung für Schüler mit besonderem Förderbe-
darf ist daher nicht erforderlich. 

Weiterhin erwartet der Landeselternrat, dass Kin-
der und Jugendliche, die in einer Tagesbildungs-
stätte untergebracht sind, in das allgemeine Sys-
tem zu integrieren sind. Auch hier ist nicht nach-
vollziehbar, dass ein weiteres Parallelsystem vor-
gehalten werden soll. 

Wir halten die Umsetzung der UN-Behinderten-
rechtskonvention im Bildungsbereich für erfolg-
versprechender, wenn sie nicht erst im Primarbe-
reich beginnt, sondern den frühkindlichen Bereich 
mit einbezieht. Inklusion sollte von Anfang an 
umgesetzt werden. Damit einher geht selbstver-
ständlich die entsprechende Fort- und Weiterbil-
dung der Erzieherinnen und Erzieher. 

Abschließend fordern wir eine Änderung des § 14 
Abs. 1 dahin gehend, dass die Förderschulen die 
Abschlüsse der allgemeinbildenden Schulen an-
bieten müssen. Weiterhin ist zu gewährleisten, 
dass der Übergang in Ausbildung und Beruf mit in 
den Blick genommen wird. Der Bereich der be-
rufsbildenden Schulen ist in diesem Gesetzent-
wurf ausgespart worden. Hier sehen wir einen 
zwingenden Handlungsbedarf und erwarten, dass 
auch die Gelingensbedingungen für diese Schul-
form zur Umsetzung von Inklusion geschaffen 
werden, vorrangig mit dem Blick auf die Bereit-
stellung von finanziellen und personellen Res-
sourcen und auf die Aus- und Fortbildung von 
Lehrkräften. 

Der verbindliche Start der Inklusion an Nieder-
sachsens Schulen muss für den Primarbereich 
unbedingt zum kommenden Schuljahr 2012/2013 
erfolgen. Für den Sekundarbereich I sind Über-
gangsregelungen zu schaffen. Die Umsetzung 
der UN-Behindertenrechtskonvention in Deutsch-
land wird eine große gesamtgesellschaftliche 
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Herausforderung werden, die nur auf der Basis 
eines breiten Konsenses zu bewältigen sein wird. 
Hier sollten Sie als Landtagsabgeordnete mit ei-
nem guten Beispiel vorangehen und einen ge-
meinsamen Gesetzentwurf aller fünf Fraktionen 
vorlegen und schnell beschließen. 

Abg. Silva Seeler (SPD): Sie fordern die Ab-
schaffung bzw. das Auslaufen der Tagesbil-
dungsstätten. Könnten Sie das bitte inhaltlich be-
gründen? 

Zimmer: Wir denken, dass hier ein Parallelsys-
tem fortbestehen wird, das nicht die Möglichkeit 
zur wirklichen Inklusion bietet. Wenn wir Inklusion 
möchten, dann muss auch hier mittelfristig eine 
Lösung für einen Übergang gefunden werden. 
Sonst haben wir ein exklusives System, von dem 
wir alle behaupten, dass wir es eigentlich nicht 
möchten.  

 

Arbeitsgemeinschaft freier Schulen 
Niedersachsen e. V. 

(Vorlage 24) 

Frau Thies: Herr Vorsitzender! Meine sehr geehr-
ten Damen und Herren! Die Arbeitsgemeinschaft 
freier Schulen hat sich mit den vorliegenden Ge-
setzentwürfen in ihrer Vorstandssitzung mit den 
unterschiedlichen Gruppierungen, die in ihr ver-
treten sind, intensiv befasst. Auch mit der Kirche 
als Trägerin freier Schulen stehen wir in einem 
ständigen engen Austausch. Von daher kann ich 
mich auch einigen Ausführungen von Frau Dr. 
Gäfgen-Track sofort anschließen. 

Ich möchte darauf hinweisen, dass morgen noch 
der Arbeitskreis der Förderschulen für Emotionale 
und Soziale Entwicklung angehört wird. Für die-
sen Verband wird Herr Pöhlker Stellung nehmen, 
der im Vorstand der Arbeitsgemeinschaft freier 
Schulen ist. Von daher möchte ich jetzt nicht so 
detailliert darauf eingehen, weil darüber ja mor-
gen noch gesprochen wird. Obwohl: Steter Trop-
fen höhlt den Stein. 

Zunächst einige grundsätzliche Anmerkungen zu 
den vorliegenden Gesetzentwürfen und Ent-
schließungsanträgen: Wir freuen uns darüber, 
dass endlich etwas Konkretes vorliegt. Uns inte-
ressiert aber auch, was nachher in den Ausfüh-
rungsbestimmungen geregelt wird; denn erst die 
machen zum Teil richtig deutlich, was mit dem 
Gesetzestext tatsächlich beabsichtigt ist. 

Wir wissen, dass wir uns erst am Beginn eines 
Weges befinden. Wir müssen alle sehr eng zu-
sammenarbeiten, um diesen Weg gemeinsam 
beschreiten zu können. Deshalb auch mein Ap-
pell an alle hier: Wenn es geht, sollten Sie einen 
gemeinsamen Gesetzentwurf erarbeiten; denn wir 
alle müssen zusammenarbeiten. 

Die inklusive Bildung soll in allen Schulen umge-
setzt werden. „In allen Schulen“ heißt: auch in 
Schulen in freier Trägerschaft. Wir haben schon 
im Jahr 2009 eine ausführliche Stellungnahme zu 
dem Gesetzentwurf der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen betreffend Recht auf Inklusion abgege-
ben. Darauf möchte ich jetzt aber nicht mehr im 
Einzelnen eingehen. 

Die Entwicklung der Förderschulen und die Ein-
richtung von inklusiven allgemeinen Schulen 
beinhalten aus unserer Sicht die große Chance, 
den unterschiedlichen individuellen Bedürfnissen 
der Kinder und der Jugendlichen mit Behinderun-
gen gerecht zu werden. Wir sehen hierin aber 
auch die große Chance, dass beide Systeme in 
Zukunft eng zusammenarbeiten und möglicher-
weise sogar in ein System übergehen und dem 
gesamten Schulwesen somit entsprechende Im-
pulse geben. In den Förderschulen sind nämlich 
so viele Kompetenzen vorhanden, auf die die an-
deren Schulen sicherlich sehr gern zurückgreifen 
werden. - Darauf werde ich nachher aber noch 
einmal gesondert eingehen. 

Das Recht auf Inklusion ist ein Menschenrecht. 
Das heißt: Dieses Menschenrecht kann auch von 
Schülerinnen und Schülern sowie deren Eltern 
wahrgenommen werden, wenn es um die Frage 
geht, ob eine Schule in freier Trägerschaft be-
sucht werden soll. Das heißt: Sie haben die Wahl-
freiheit. Sie müssen diese Wahlfreiheit aber auch 
genauso haben, wie sie auch alle anderen Kinder 
und Jugendlichen haben. 

Sie müssen an diesen Schulen in freier Träger-
schaft auch entsprechende Unterstützungsleis-
tungen erhalten, und es müssen auch die erfor-
derlichen sachlichen Ressourcen zur Verfügung 
stehen. Es kann nicht angehen, dass Kinder und 
Jugendliche mit Behinderungen, die eine Schule 
in freier Trägerschaft wählen, dort benachteiligt 
werden, weil die entsprechenden Ressourcen 
nicht vorgehalten werden; Ressourcen, die sonst 
an den öffentlichen Schulen bereit stehen wür-
den. 
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Wir sehen das mit etwas Sorge. Sicherlich sind 
wir als Schulträger verpflichtet, die Ausstattung 
vorzuhalten. Wenn wir aber die gesamten Res-
sourcen, die erforderlich sind, um die betreffen-
den Kinder zu unterstützen, selbst tragen müs-
sen, dann stellt sich für uns die Frage: Woher 
kommt das Geld? - Wir können diese Kosten 
nicht über das Schulgeld decken. Das Schulgeld 
muss sowieso bezahlt werden. Das heißt: Die So-
lidargemeinschaft der Eltern von Kindern an 
Schulen in freier Trägerschaft finanziert dann 
praktisch den Unterstützungsbedarf der Kinder 
mit Behinderung selbst. Das aber geht nicht. Das 
Sondierungsverbot wird an dieser Stelle sehr 
schnell dagegensprechen.  

Wir wollen nicht, dass ein Träger aus praktischen 
Gründen gezwungen ist, ein Kind abzulehnen. 
Das würde in Niedersachsen zu einer Entwick-
lung dahin gehend führen, dass gesagt wird: Die 
Privatschulen sind Eliteschulen. - Nein, das sind 
wir nicht. Das wollen wir auch nicht sein. Wir wol-
len inklusive Schulen sein, und wir wollen auch 
unseren Anteil leisten. Wir wollen aber nicht dazu 
gezwungen sein, irgendwann einmal zu sagen: 
Wir können das nicht finanzieren. Es tut uns leid. 
Euch können wir nicht aufnehmen, obwohl ihr gut 
hierher passen würdet. - Das geht nicht. Das 
würde auch den Bildungszielen insgesamt zuwi-
der laufen. Durch eine entsprechende Ausgestal-
tung der untergesetzlichen Regelungen müsste 
dies verhindert werden. 

Ich möchte jetzt auf einzelne Vorschriften des 
Gesetzentwurfs der Koalitionsfraktionen einge-
hen. Ich habe dies in acht Thesen zusammenge-
fasst. 

Erste These: Schulen in freier Trägerschaft sind 
inklusive Schulen. Die Schulen in freier Träger-
schaft können und wollen auch nicht ausgenom-
men werden. In § 4 des Gesetzentwurfs der Koa-
litionsfraktionen heißt es: 

„Die öffentlichen Schulen sind inklusive Schu-
len.“ 

Auf politischer Ebene ist schon darüber diskutiert 
worden, was das heißt. In § 141 aber wird auch 
geklärt, dass § 4 für Ersatzschulen und Ergän-
zungsschulen entsprechend gilt. Das heißt: § 4 
gilt auch für Schulen in freier Trägerschaft. - Was 
aber bedeutet das? - Das bedeutet: Die Kinder 
mit Behinderungen, die in unsere Schulen aufge-
nommen werden, haben einen Anspruch auf un-
entgeltliche gleichwertige Unterstützungsleistun-

gen. Würde ihnen dieser Anspruch nicht zuge-
standen, würden wir gegen die UN-Konvention 
verstoßen. Wir haben dann an unseren Schulen 
auch inklusive Klassen. Wir müssen dabei auch 
entsprechend die Voraussetzungen stellen. Dabei 
sind wir aber gleichzustellen. Das heißt: An unse-
re Schulen können bezüglich der Voraussetzun-
gen für die inklusive Beschulung nicht andere 
Maßstäbe angelegt werden als an die öffentlichen 
Schulen. Manchmal aber passiert das, wie ich 
feststellen muss. 

Gerade bei den Kindern und Jugendlichen mit 
sonderpädagogischem Unterstützungsbedarf ha-
ben wir auch das freie Schulwahlrecht der Eltern. 
Das heißt: Sie können auch eine Schule in freier 
Trägerschaft anwählen, ohne erst umfangreiche 
Gutachten einholen zu müssen. 

Ein ganz wichtiger Punkt, den wir im Gesetzent-
wurf der Koalitionsfraktionen vermissen, ist, dass 
auch Förderschulen und berufsbildende Schulen 
zugleich auch inklusive Schulen sind. Ich komme 
nachher noch einmal kurz auf diesen Aspekt zu 
sprechen. 

Zweite These: Für Schulen in freier Trägerschaft 
müssen vergleichbare Voraussetzungen für die 
Umsetzung inklusiver Bildung gelten wie für öf-
fentliche Schulen. - Das heißt: Unsere Schulen 
benötigen auch die Unterstützung und die Bera-
tung der sonderpädagogischen Förderzentren. Im 
Moment ist es zum Teil sehr schwierig, einen Mo-
bilen Dienst für eine Schule in freier Trägerschaft 
zu bekommen. Das heißt, dass die Kinder dort 
Unterstützung erfahren. In manchen Landkreisen 
läuft dies fantastisch. Es besteht aber kein An-
spruch. Genauso benötigen wir auch eine Grund-
versorgung mit Förderschullehrkräften. Wir brau-
chen Förderschullehrkräfte, die dann unter Um-
ständen für den Dienst an Schulen in freier Trä-
gerschaft beurlaubt werden. Genauso brauchen 
wir für die Grundversorgung entsprechende För-
derschullehrerstunden. 

Auf die Finanzhilferegelungen gehe ich gleich 
noch ein. 

Was den barrierefreien Zugang anbelangt, sehen 
auch wir es so, dass dafür auch von anderer Stel-
le Geld in die Hand genommen werden muss, 
wenn es mit der inklusiven Beschulung wirklich 
ernst gemeint ist. Wenn zusätzliche Fördermittel 
freigesetzt werden sollten, sollten auch die Schu-
len in freier Trägerschaft entsprechend ihrem An-
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teil an dem Gesamtbestand an Schulen berück-
sichtigt werden. 

Unsere Lehrkräfte, die an Schulen in freier Trä-
gerschaft angestellt sind, müssen die Möglichkeit 
haben, an Qualifizierungs- bzw. Weiterbildungs-
maßnahmen teilzunehmen. Ich bin etwas ärger-
lich gewesen, als ich in einer Pressemeldung des 
Ministeriums gelesen habe, dass für die Kompe-
tenzzentren das Angebot für angestellte Lehrkräf-
te an Schulen in freier Trägerschaft und für Päda-
gogische Mitarbeiter gar nicht gilt. Von dem An-
gebot werden stattdessen nur die zum Dienst an 
Ersatzschulen beurlaubten Lehrkräfte erfasst. 
Das geht nicht. Wir müssen die Möglichkeit ha-
ben, auch unsere Lehrkräfte entsprechend zu 
qualifizieren. 

These drei: Förderschulen in freier Trägerschaft 
sind zugleich inklusive Schulen und sonderpäda-
gogische Förderzentren. - In § 14 heißt es:  

„In der Förderschule werden Schülerinnen und 
Schüler mit Bedarf an sonderpädagogischer 
Unterstützung unterrichtet, die keine andere 
Schule besuchen …“ 

Wir fragen uns: Was ist mit denjenigen Schülerin-
nen und Schülern, die keinen Bedarf haben? - 
Wenn ich an einer Förderschule inklusiv beschu-
len möchte, frage ich mich: Wie gestaltet sich 
dann die Schule? - Diesbezüglich haben wir noch 
Klärungs-, insbesondere aber auch Regelungs-
bedarf. Wir halten es für wichtig, dass Förder-
schulen inklusiv beschulen; denn gerade von dort 
aus können Impulse für das gesamte niedersäch-
sische Bildungswesen ausgehen. Dort haben wir 
die Professionalität. Es reicht nicht aus, dass die 
Impulse nur von den sonderpädagogischen För-
derzentren ausgehen, sondern die Praktiker sit-
zen in den Schulen. Die können entsprechende 
Ratschläge geben. 

Klärungsbedarf haben wir auch noch hinsichtlich 
der unterschiedlichen Förderschwerpunkte. Wie 
soll mit Kindern und Jugendlichen mit multiplen 
Behinderungen umgegangen werden? - Unseres 
Erachtens muss es möglich sein, diese Kinder 
und Jugendlichen in einer Förderschule oder in 
einer inklusiven Schule zu beschulen. Die Ge-
nehmigung von gemeinsamem Unterricht mit un-
terschiedlichen Förderschwerpunkten sollte keine 
Einzelfallentscheidung sein, sondern eine grund-
sätzliche organisatorische Regelung. 

Von den 50 Förderschulen mit den Schwerpunk-
ten Emotionale und Soziale Entwicklung befinden 
sich 45 in freier Trägerschaft. Diese Förderschu-
len müssen genauso sonderpädagogische För-
derzentren werden können. Vom Gesetz her sind 
sie das: Alle Förderschulen sind sonderpädagogi-
sche Förderzentren. - Das betrifft auch die Schu-
len in freier Trägerschaft. Deshalb müssen sie 
auch einbezogen werden. 

Ich möchte noch einmal auf Folgendes hinweisen: 
Es gibt Kooperationen zwischen den sonderpä-
dagogischen Förderzentren in freier Trägerschaft 
und den öffentlichen Schulen. Die werden ange-
fragt; sie werden benötigt. Es ist nicht hinnehm-
bar, dass ein Jahr oder zwei Jahre benötigt wer-
den, bis ein GraBUS genehmigt und gerade mal 
eine Stelle geschaffen wird. Meines Erachtens 
müssen wir in diesem Bereich ein bisschen mehr 
klotzen. 

Wir haben ein Problem mit der Sonderberufs-
schule, wie einige von Ihnen sicherlich wissen. 

(Abg. Karl-Heinz Klare [CDU]: Das ist ausge-
brannt!) 

- Ja, das ist ausgebrannt. Es gibt aber ein Prob-
lem: Wenn die nach § 21 Abs. 2 vorgesehene 
Streichung eine notwendige Folgeänderung ist, 
weil alle Schulen inklusive Schulen sind, dann 
brauchen wir Förderschulen in diesem Gesetz 
auch nicht auszuweisen. 

Zurück zu den Sonderberufsschulen: Einige die-
ser Schulen befinden sich in freier Trägerschaft. 
Natürlich kann ich als freier Träger eine Schule 
gründen. Ich muss sie aber refinanziert bekom-
men. Das muss sichergestellt sein. Die von mir 
soeben angesprochene Streichung darf nicht da-
zu führen, dass die entsprechenden Schulen im 
Schulverbund Freistatt oder die Schule Börger-
moor nicht mehr auf eine Finanzhilfe hoffen kön-
nen. Von daher sollte diesen Schulen zumindest 
ein Bestandsschutz eingeräumt werden. 

Wenn ein sonderpädagogischer Unterstützungs-
bedarf festgestellt worden ist, haben die Eltern 
das Recht, eine Schule in freier Trägerschaft an-
zuwählen. Es muss nicht unbedingt eine Schul-
empfehlung sein, obwohl dies zum Teil sicherlich 
hilfreich wäre. Wir wissen auch, dass der Besuch 
einer Förderschule in freier Trägerschaft nur emp-
fohlen werden kann. Das ist eine rechtliche Fra-
ge. 
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Ferner wissen wir, dass dann, wenn Förderschu-
len in freier Trägerschaft die in Rede stehenden 
Kinder aufnehmen, auch die Schülerbeförde-
rungskosten geklärt werden müssen. Unseres Er-
achtens darf kein Nachteil daraus entstehen, 
dass eine inklusive Förderschule in freier Träger-
schaft besucht wird. 

Meiner Meinung nach ist es hilfreich, dass die in-
klusiv arbeitenden Förderschulen in freier Träger-
schaft mit in die Schulentwicklungsplanung auf-
genommen werden. Ich suche die in diesen Plä-
nen bislang aber vergeblich. Manchmal frage ich 
mich: Warum wird nicht auf das geguckt, was wir 
im Land haben, und auf das, wo gern zusam-
mengearbeitet würde. Wir sagen: Ja, hier sind 
Ressourcen, hier ist Professionalität vorhanden. - 
Es wird aber nicht angefragt. 

Sehr am Herzen liegt mir das Verfahren zur Fest-
stellung des individuellen sonderpädagogischen 
Unterstützungsbedarfs. Sie haben die Verord-
nung über die Feststellung des sonderpädagogi-
schen Förderbedarfs aufgegeben, bislang aber 
noch nichts Gleichwertiges dagegengesetzt. Das 
ist ein bisschen wie die Katze im Sack. Wir müs-
sen wissen, wie dieses Verfahren geregelt wird. 
Das kann nicht nur bei der Landesschulbehörde 
sein. Wir haben in der Vergangenheit sehr gute 
Erfahrungen mit dem bisherigen Feststellungsver-
fahren für den sonderpädagogischen Förderbe-
darf gemacht. Wie dieses spezielle Verfahren, 
von dem hier die Rede ist, in Zukunft aussehen 
wird, ist noch nicht genau formuliert worden. Wir 
brauchen hier transparente Entscheidungen. Wir 
freien Träger bekommen keinen Cent mehr, wenn 
das hier nicht ein ausgewiesener individueller 
sonderpädagogischer Förderbedarf ist. Hier be-
steht ganz schnell Klärungsbedarf. 

Jetzt noch ein Wort zu § 61. Mir ist sehr daran ge-
legen, dass der Absatz 5 dieser Vorschrift gestri-
chen wird. Das heißt: Die Überweisung an eine 
Förderschule als Ordnungsmaßnahme geht für 
uns in die absolut verkehrte Richtung. Es muss 
pädagogisch geprüft werden, ob dort wirklich ein 
sonderpädagogischer Unterstützungsbedarf be-
steht. Ich kann doch nicht eine Klassenkonferenz 
damit beauftragen, ein Kind an eine Förderschule 
zu überweisen. Damit bekommen Förderschulen 
einen Strafcharakter. Außerdem wird damit der 
eigentliche Zweck der Förderschule konterkariert. 
Das geht unseres Erachtens nicht. Das führt zu 
einer Stigmatisierung der Schülerinnen und Schü-
ler. Ich denke, dass wir andere Wege finden müs-
sen, um den Schulen zu helfen, die meinen, dass 

sie eine Ordnungsmaßnahme verhängen müss-
ten. 

Abschließend noch ein Wort zur Berechnung der 
Finanzhilfe. In § 150 heißt es dazu lapidar: Nur 
redaktionelle Anpassung und in Satz 2 die Berich-
tigung einer Verweisung. - Das reicht nicht aus. 
Wie sollen wir denn inklusiv beschulen, wenn wir 
das, was für die öffentlichen Schulen vorgesehen 
ist - ich nenne nur einmal die Doppelzählung, die 
Klassenteiler, die Ausstattung mit Förderschul-
lehrkräften und anderes mehr -, nicht schon vom 
Anbeginn an haben? - Es nützt uns nichts, wenn 
die Finanzhilfe erst im Jahr 2018 angeglichen 
wird, wenn alles auf den Prüfstand gestellt wird 
und wir vielleicht schon Referenzschulen haben; 
das bestreite ich allerdings, weil wir ja auch 
Schwerpunktschulen haben. Das heißt: Sie hän-
gen die Schulen in freier Trägerschaft bewusst 
ab. Wir brauchen eine Zwischenlösung, eine 
Übergangsregelung für die inklusiv arbeitenden 
Schulen in freier Trägerschaft. 

Kropp: Die Waldorfschulen haben ein Problem 
damit, dass an sie zum Teil Förderschulzweige 
angegliedert worden sind. Einige Eltern monieren, 
dass sie in Zukunft dann, wenn es den Förder-
schulen und unseren Förderschulzweigen nicht 
mehr möglich sein wird, Kinder mit Lernhilfe in die 
Jahrgänge 1 bis 4 aufzunehmen, gern an einer 
großen Schule gesehen sind. Gleichwohl gibt es 
aber eine ganze Reihe von Eltern, die ganz deut-
lich sagen: Wir möchten diesen geschützten 
Raum für unsere Kinder. - Der wird tatsächlich 
angewählt. An dieser Stelle ist ein gewisses Kon-
fliktpotenzial vorhanden.  

Wir sind ja eine Schule mit einer besonderen pä-
dagogischen Prägung, und wir haben auch einen 
besonderen Bildungsgang. Hier müsste einfach 
gesagt werden: Hier ist diese Möglichkeit gege-
ben. - Für uns ist es gewissermaßen ein Ana-
chronismus. Die Waldorfschulen haben angefan-
gen und haben gesagt: Wir wollen integrativ und 
inklusiv beschulen. - Sie haben daraufhin Förder-
schulzweige angegliedert. Das heißt: In jeder ein-
zelnen kleinen Klasse gibt es auch Schülerinnen 
und Schüler mit unterschiedlichem Förderbedarf. 
Jetzt muss die Struktur, die sich hier gebildet hat, 
wieder auseinandergerissen werden, obwohl sie 
gut läuft. Das wäre äußerst problematisch. Das ist 
der Punkt, den ich an dieser Stelle ganz deutlich 
hervorheben möchte, weil ich die Eltern der Wal-
dorfschüler und deren Kampfbereitschaft kenne. 
Darüber sollte noch einmal nachgedacht werden. 
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Abg. Silva Seeler (SPD): Ich habe noch eine 
Frage zu den Waldorfschulen. - Wie ändern sich 
bei Ihnen, wenn Sie inklusiv unterrichten, die 
Klassengrößen? 

Kropp: Wahrscheinlich wird es mit den Klassen-
größen von 30+, die Sie im Auge haben, nicht 
weitergehen können. Deshalb wird überlegt, die 
Klassengrößen entsprechend zu reduzieren. 

 

Verband Deutscher Privatschulen 
(Vorlage 23) 

Frau Paulus: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! 
Meine Damen und Herren! Zunächst einige 
grundsätzliche Anmerkungen: Der VDP begrüßt 
das Engagement aller im Landtag vertretenen 
Parteien, die UN-Behindertenrechtskonvention in 
Landesrecht zu überführen. Durch die Umsetzung 
einer inklusiven Beschulung werden die individu-
ellen Rechte des Kindes im Hinblick auf die Teil-
habe sowie das freie Elternwahlrecht neu bewer-
tet und gestärkt. Die Umsetzung bedeutet zu-
gleich einen Paradigmenwechsel in der nieder-
sächsischen Schul- und Bildungslandschaft. Eine 
erfolgreiche Umsetzung der Inklusion gelingt al-
lerdings nur dann, wenn sie als ganzheitliches 
gesamtgesellschaftliches Projekt verstanden und 
umgesetzt wird. In diesem Sinne sind auch unse-
re Anmerkungen zu verstehen. 

Aus Sicht des VDP steht und fällt die Inklusion mit 
drei aufeinander bezogenen Grundvoraussetzun-
gen: Dem Kindeswohl, der freien Elternwahl so-
wie der nötigen Barrierefreiheit. 

Zunächst darf Inklusion nicht dogmatisch umge-
setzt werden, sondern mit Bedacht. Nicht für je-
des Kind ist die Regelschule die inklusivste Form 
der Beschulung. Förderschulen können als 
Schutzraum eine wertvolle Ergänzung zur Regel-
schule bieten und ermöglichen überhaupt erst 
Wahlfreiheit. Daher sollten stets das Kindeswohl 
und mit ihm das Elternwahlrecht im Zentrum der 
Betrachtung stehen. Das niedersächsische Bil-
dungssystem besteht aus öffentlichen Schulen, 
aber auch aus Schulen in freier Trägerschaft. Der 
freie Elternwille weist oft in Richtung der Privat-
schulen. Manche Bildungsangebote werden ex-
klusiv von freien Trägern vorgehalten. Dies sollte 
bei der Umsetzung der Inklusion mit bedacht 
werden.  

Wahlfreiheit existiert in diesem Sinne nur, wenn 
die Wahl zwischen Regelschule und Förderschule 

einerseits besteht, andererseits aber auch die 
Wahl im Hinblick auf ein alternatives Angebot ei-
nes freien Trägers in dem einen oder dem ande-
ren Bereich möglich ist. Daher kann eine erfolg-
reiche Umsetzung der Inklusion nur gelingen, 
wenn alle Akteure kooperieren und in den Pro-
zess mit einbezogen werden. Freie Schulen kön-
nen die für die Inklusion nötige Barrierefreiheit 
nicht ohne Weiteres umsetzen, da sie grundle-
gend unterfinanziert sind und dafür notwendige 
Mittel von der Finanzhilferegelung völlig unbe-
rücksichtigt bleiben. Konsequenterweise müssten 
entsprechende Mittel zur Umsetzung der Barriere-
freiheit für Schulen in freier Trägerschaft zur Ver-
fügung gestellt werden, um einen ganzheitlichen 
Wandel hin zu einer inklusiven Schullandschaft zu 
ermöglichen. Dies betrifft auch die Unterstützung 
durch sonderpädagogische Förderzentren und 
die Inanspruchnahme der Mobilen Dienste. 

Ich möchte jetzt zu den einzelnen Anträgen und 
Gesetzentwürfen Stellung nehmen. Beginnen 
möchte ich mit den Vorlagen der Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen: Der VDP unterstützt die im 
Entschließungsantrag genannten Forderungen 
nach festen Kooperationen zwischen Schulen 
und kommunalen Unterstützungsangeboten bzw. 
nach einer Ausdehnung bereits vorhandener und 
gut arbeitender Netzwerke wie etwa der Regiona-
len Integrationskonzepte. Aus Sicht der privaten 
Schulen ist auch die Forderung nach Schaffung 
der geeigneten baulichen Voraussetzungen von 
zentraler Bedeutung und sollte alle Schulen - 
staatliche und freie - mit einbeziehen. 

Wir begrüßen zudem die Forderung nach Ange-
boten zur Fortbildung und Supervision, um Lehr-
kräfte und pädagogisches Personal in ihrem 
wachsenden Aufgabenspektrum zu unterstützen. 
Dies muss natürlich auch als Angebote für Lehr-
kräfte an freien Schulen gelten. Der VDP hat zu-
dem den Antrag „Schulqualität sichern - Schulin-
spektion erhalten und weiterentwickeln“ vom 
15. November 2011 zur Kenntnis genommen und 
unterstützt die Forderung nach Erhalt der Schul-
inspektion. Diese sollte gerade im Hinblick auf die 
Umsetzung der Inklusion beibehalten und weiter-
entwickelt werden. Inklusion kann und sollte künf-
tig ein Kriterium der Qualitätssicherung sein. 

Nun zum Gesetzentwurf und zum Antrag der 
Fraktion der SPD: Der VDP begrüßt das im Ent-
schließungsantrag genannte Ziel der Inklusion, 
dass sich alle Bildungseinrichtungen lebenslang 
den Bedarfen der Nutzerinnen und Nutzer anpas-
sen sollten. Hier sehen wir auch die Berufsschu-
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len und auch die Einrichtungen der Erwachse-
nenbildung angesprochen. Aus Sicht der privaten 
Schulen ist es zudem richtig, dass die Inklusion 
nicht zum Nulltarif zu haben ist. Des Weiteren be-
fürworten wir ausdrücklich die im Antrag ebenfalls 
enthaltene Forderung, sonderpädagogische In-
halte baldmöglichst in die Ausbildung der Lehre-
rinnen und Lehrer bzw. der Erzieherinnen und Er-
zieher einfließen zu lassen. Inklusion als ganz-
heitliches Vorhaben kann und sollte bereits vor 
Eintritt in das allgemeinbildende Schulsystem be-
ginnen. 

Nun zum Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU 
und der FDP: Aus Sicht des VDP ist es sinnvoll, 
die inklusive Schule aufsteigend einzuführen, wie 
dies mit § 183 c Abs. 1 beabsichtigt ist. Damit 
wird eine Umsetzung der Inklusion mit Augenmaß 
ermöglicht. Wir befürworten auch, dass Förder-
schulen mit den Schwerpunkten Lernen (Sekun-
darbereich I), Sprache, Emotionale und Soziale 
Entwicklung, Geistige Entwicklung, Körperliche 
und Motorische Entwicklung, Sehen und Hören 
weiter vorgehalten werden, da sie Wahlfreiheit 
ermöglichen. Ebenso ist die Stärkung des freien 
Elternwillens zu begrüßen, der zukünftig festlegt, 
ob die Kinder eine Regel- oder eine Förderschule 
besuchen. 

Zu den haushaltsmäßigen Auswirkungen für das 
Land: Im Hinblick auf den Ausbau der sonderpä-
dagogischen Grundversorgung und eine verän-
derte Klassenbildung entstehen für das Land 
Mehrbedarfe. Wir gehen davon aus, dass diese in 
das Referenzschulmodell einfließen und sich so-
mit in der Finanzhilfe widerspiegeln werden. Im 
Hinblick auf die Finanzhilfe ist es aus unserer 
Sicht bedeutsam, wie sich der Bedarf an sonder-
pädagogischer Unterstützung in der Berechnung 
für den Schülerbetrag nach § 150 des Nieder-
sächsischen Schulgesetzes niederschlägt. Wir 
warten daher gespannt auf den Entwurf zur Ände-
rung der Verordnung über die Finanzhilfe, der 
noch aussteht. Dazu bieten wir zudem unser Ge-
spräch an. 

Zu den Kosten für die Schulträger: Durch die in-
klusive Schule entstehen Kosten für den zu be-
wältigenden Investitionsaufwand. Die Barriere-
freiheit ist eben nicht ohne Kosten zu haben. 
Gemeint sind bauliche und räumliche Verände-
rungen, aber auch Anpassungen an die besonde-
ren Bedürfnisse von Schülerinnen und Schüler 
mit Förderbedarf etwa im Bereich Sehen und Hö-
ren. Diese Investitionen betreffen fast ausschließ-
lich Kostenstrukturen, die von den Kommunen ge-

tragen werden. Bei diesen bleiben die freien 
Schulen in der Regel unberücksichtigt. Sollten die 
Veränderungen im Hinblick auf Artikel 57 Abs. 4 
der Niedersächsischen Verfassung relevant wer-
den, ist noch ungeklärt, wie die freien Schulen 
einbezogen werden. Der Gesetzentwurf der Koali-
tionsfraktionen richtet sich dezidiert an öffentliche 
Schulen, wie es in § 4 des Gesetzentwurfs heißt. 

Zwar sind laut Gesetzentwurf die Kosten noch 
nicht abschätzbar und nur im Einzelfall zu ermit-
teln, jedoch gibt der VDP zu bedenken, dass die-
se Investitionskosten für Schulen in freier Träger-
schaft, wie eingangs schon erwähnt, kaum zu 
leisten sind. Der Wille ist aber vorhanden. Wir 
wollen inklusiv beschulen und wollen an diesem 
Projekt beteiligt werden. Es besteht die Gefahr, 
dass die Inklusion somit ohne die freien Schulen 
stattfindet. Die Investitionen in räumliche und bau-
liche Veränderungen sind es aber das, was die 
schulische Wahlfreiheit erst ermöglicht und damit 
den freien Elterwillen stärkt. 

Abschließend möchte ich anmerken: Eine ge-
samtgesellschaftliche Umsetzung der Inklusion 
kann nicht ohne die freien Schulen stattfinden. 
Wir empfehlen einen über diese Anhörung hi-
nausgehenden Austausch zu der Problematik mit 
dem Ziel, eine gemeinsam getragene Lösung zu 
finden. 

Vielen Dank. 

 

Deutscher Gewerkschaftsbund Bezirk Nieder-
sachsen/ 

Bremen/Sachsen-Anhalt 

ver.di Landbezirk Niedersachsen-Bremen  

Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft, 
Landesverband Niedersachsen 

(Vorlagen 3 und 5) 

Frau Arnold (DGB): Herr Vorsitzender! Meine 
Damen und Herren! Ich werde zunächst einige 
grundlegende Anmerkungen für den DGB ma-
chen und dann an meine Kollegen abgeben, die 
einige weitergehende Ausführungen machen 
werden. Ich selbst möchte drei Aspekte des Ge-
setzentwurfs der Regierungskoalition ansprechen. 
Leider gibt es keinen fraktionsübergreifenden Ge-
setzentwurf, sodass ich mich auf den vorliegen-
den Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU und 
der FDP konzentrieren werde. 
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Aus Sicht des DGB wird den Anforderungen der 
UN-Behindertenrechtskonvention mit dem vorlie-
genden Gesetzentwurf nicht Genüge getan. Wie 
auch schon viele meiner Vorrednerinnen und Vor-
redner möchte jetzt auch ich sagen: Es muss ein 
gesamtgesellschaftliches Umdenken hin zu inklu-
siven Lebensformen stattfinden. Das heißt: Inklu-
sion darf nicht nur in der Schule gelebt werden, 
sondern sie muss auch schon in der frühkindli-
chen Bildung und später auch in der beruflichen 
oder dualen Ausbildung eine Rolle spielen. Für 
uns Gewerkschaften ist es wichtig, dass der in-
klusive Gedanke in die Betriebe weitergeleitet 
wird, wodurch indirekt auch die Eltern vermehrt 
erreicht werden. Wir halten das für wichtig, weil 
manche Eltern immer noch gewisse Vorbehalte 
haben, wenn es um die Frage geht, ob ihre Kin-
der in eine inklusive Schule gehen sollen oder 
nicht. 

In Bezug auf die Schule wurden durch die Regio-
nalen Integrationskonzepte schon viele Ansätze 
in die Wege geleitet. Das wäre mein zweiter 
Punkt. Die Regierungskoalitionen fallen mit ihrem 
Gesetzentwurf jedoch hinter die erfolgreiche Ar-
beit der Regionalen Integrationskonzepte zurück, 
die sie in den letzten acht Jahren selbst erarbeitet 
haben. Fast 40 % der Grundschulen nehmen in-
zwischen alle Kinder mit den Förderschwerpunk-
ten Lernen, Sprache sowie Emotionale und So-
ziale Entwicklung auf. In den Integrationsregionen 
führen die entsprechenden Förderschulen keine 
eigenen Grundschulklassen mehr. 

Die Einführung der Regionalen Integrationskon-
zepte wird von den Eltern getragen. Von daher 
sind diese Konzepte als Erfolgsmodell anzuse-
hen. Darum muss dieses Modell auf alle Grund-
schulen des Landes ausgeweitet werden. Mit dem 
nunmehr vorliegenden Gesetzentwurf der Koaliti-
onsfraktionen wird der bisher erreichte Stand der 
Inklusion an dieser Stelle jedoch abgebaut, wenn 
wieder Grundschulklassen für die Förderschulen 
im Bereich Sprache und Verhalten vorgeschrie-
ben werden. 

Ein Parallelsystem führt dazu, dass in den inklusi-
ven Grundschulen und den Förderschulen noch 
weniger Förderlehrkräfte und Therapeuten zur 
Verfügung stehen. Damit bin ich noch einmal 
beim Parallelsystem angelangt. Ich möchte an 
dieser Stelle betonen - das ist dann auch schon 
mein dritter Punkt -, dass Inklusion eigentlich nur 
an einer Schule für alle umsetzbar ist. Dies fordert 
der DGB schon seit Langem. Das Parallelsystem 
ist sehr teuer. Die Gliederung in unterschiedliche 

Schulformen ist insbesondere in Bezug auf die 
Umsetzung der Inklusion nicht sinnvoll. 

Sauerland (GEW): Herr Vorsitzender! Meine 
Damen und Herren! Ich möchte an dem letzten 
von Frau Arnold angesprochenen Punkt anknüp-
fen. - Es ist schwierig, über Inklusion zu reden, 
wenn sie in einem viergliedrigen Schulsystem 
stattfinden soll. Die meisten von Ihnen kennen die 
Position des DGB und der GEW zur Schulstruk-
tur. Wir haben vorhin, als die Vertreter des Philo-
logenverbandes gesprochen haben, gehört, wo-
hin das führen kann. Darauf wollen wir jetzt aber 
nicht eingehen, sondern wir wollen konkret zu 
den vorliegenden Gesetzentwürfen Stellung 
nehmen. Das Problem haben wir aber im Hinter-
kopf, und ich glaube, dass es irgendwann auch 
Folgen haben wird. 

Die Gesetzentwürfe der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen und die SPD-Fraktion, die ja schon sehr 
frühzeitig vorgelegt worden sind, haben die Sa-
che unseres Erachtens beschleunigt. Was die 
Begrifflichkeit angeht, sind diese Gesetzentwürfe 
ja etwas anders gestrickt. Das hat meines Erach-
tens etwas damit zu tun, dass sie schon sehr früh 
vorgelegt worden sind. Von ihrer Intention her 
sind sie aber in § 4 des Gesetzentwurfs der Frak-
tionen der CDU und der FDP aufgehoben, und es 
gibt auch sonst noch viele Parallelen. Natürlich 
wäre es schön gewesen, wenn es gelungen wäre, 
einen gemeinsamen Gesetzentwurf zu erarbeiten. 
Wir setzen uns jetzt jedoch mit den einzelnen Ge-
setzentwürfen auseinander und halten die Funkti-
on der beiden älteren Gesetzentwürfe für unbe-
dingt positiv, weil sie die Sache, die nun dringend 
wird, beschleunigt haben. 

Unsere Stellungnahme werde ich jetzt nicht verle-
sen; keine Sorge. Sie haben sie ja schon zum Teil 
gelesen. Stattdessen möchte ich ein paar Worte 
dazu sagen, wie sie zustande gekommen ist: Die 
Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft orga-
nisiert Lehrerinnen und Lehrer aus allen Berei-
chen sowie Pädagogische Mitarbeiterinnen und 
andere Professionen, die für die Einführung der 
Inklusion wichtig sind. Es hat in unserer Organisa-
tion eine ganze Weile gedauert - ich habe zu 
Hause, glaube ich, zwölf Entwürfe liegen -, bis wir 
uns geeinigt und das aufgeschrieben haben, was 
Ihnen heute nunmehr vorliegt. 

Für uns ist sehr wichtig, dass alle Professionen, 
die mit Inklusion zu tun haben, mit diskutiert und 
ihre Erfahrungen eingebracht haben. Wir wissen 
auch, dass die Umsetzung nicht einfach sein wird. 
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Nun zum Gesetzentwurf: § 4 begrüßen wir unbe-
dingt. Er ist klar formuliert: Die öffentlichen Schu-
len sind inklusive Schulen. - Eine klare Aussage 
mit hohem Anspruch. Wir wünschen uns aller-
dings noch die Ergänzung „diskriminierungsfrei“, 
um die ganze Sache noch deutlicher zu machen 
und um dem Anspruch gerecht zu werden, dass 
dieses Gesetz die Regelungen der UN-Behinder-
tenrechtskonvention umsetzt. Darüber wird in den 
Fraktionen gegebenenfalls noch diskutiert. Ich 
halte unseren Vorschlag für sinnvoll und gut, den 
wir in unserer schriftlichen Stellungnahme im Ein-
zelnen begründet haben. 

Ein Punkt ist bereits angesprochen worden. Es 
geht um die §§ 14 und 183 c in Bezug auf den 
Primarbereich. Ich möchte es noch einmal un-
terstreichen: Schon jetzt wird über die Regionalen 
Integrationskonzepte, die einigermaßen vernünf-
tig ausgestattet sind, erfolgreich damit begonnen, 
in Richtung Inklusion zu arbeiten. 40 % der 
Grundschulen nehmen an diesen Maßnahmen für 
die Förderschwerpunkte Lernen, Sprache sowie 
Emotionale und Soziale Entwicklung teil. Meiner 
Kenntnis nach bilden diese drei Förderschwer-
punkte 80 % der Kinder mit Behinderung ab. Das 
ist von daher schon ein großer Schritt. 

Im Zusammenhang mit der Terminierung werde 
ich auf diesen Aspekt noch einmal zurückkom-
men, weil es auch Fortbildungsmaßnahmen gibt, 
die mit diesen Konzepten zusammenhängen. Es 
gibt hier sowohl Erfolge als auch einige Schwie-
rigkeiten, die allerdings dafür sprechen, dass man 
dieses Konzept fortsetzt und vernünftig ausstattet. 
Wir meinen, dass im Primarbereich für alle För-
derschwerpunkte sofort damit gestartet werden 
sollte. 

Wir begrüßen es, dass § 68 gestrichen wird. Dazu 
muss ich keine näheren Ausführungen machen. 
Die Eltern entscheiden. 

Für problematisch halten wir die §§ 59 und 61. 
Hierzu sind von den Eltern und auch von anderen 
Verbänden bereits einige Ausführungen gemacht 
worden, die ich jetzt nicht wiederholen möchte. 
§ 59 ermöglicht es auch gegen den Willen der El-
tern, eine Um- oder Abschulung vorzunehmen.  

§ 61 beschäftigt sich mit Ordnungsmaßnahmen. 
Wir lehnen diese Maßnahmen ab, wenn die inklu-
siven Schulen gut ausgestattet sind und gut ar-
beiten. Das sagen wir jetzt auch aufgrund unserer 
Erfahrungen, die wir in den Schulen gemacht ha-
ben. Dann sind diese Ordnungsmaßnahmen nicht 

notwendig. Sie werden sagen: Wenn jemand in 
der Schule gefährlich wird, muss irgendetwas ge-
schehen. - Selbstverständlich. Das kann man 
aber auch mit anderen pädagogischen Mitteln er-
reichen, nicht aber nur dadurch, dass die betref-
fenden Schülerinnen und Schüler an andere För-
derschulen abgegeben werden. Auch das ist Be-
standteil von Inklusion: Keine Angst davor haben 
müssen, dass man ausgesondert wird. - Auch das 
heißt „Inklusion“. So, wie Sie es hier im Gesetz-
entwurf formuliert haben, wird es nicht gehen. 

Natürlich bedeutet das, dass man professionelles 
Personal und auch ein entsprechendes Umfeld 
benötigt. Darüber sind wir uns im Klaren. Trotz-
dem ein klares Votum zu den §§ 59 und 61: Wir 
lehnen diese Vorschriften ab. Wir haben Sorge - 
diese Sorge implizieren diese Paragrafen ja -, 
dass es bei einem Parallelsystem bleiben wird. 

Damit komme ich auf einen Punkt, der auch von 
den anderen Kolleginnen und Kollegen zum Teil 
schon angesprochen worden ist: Wenn man ein 
inklusives System und das System der Förder-
schulen fortsetzt, wird es ein teures System. Es 
besteht die Gefahr, dass die inklusiven Schulen, 
die sich auf den Weg machen, nicht vernünftig 
ausgestattet werden und dass sich das eine 
durch das andere bedingt. Wenn die inklusiven 
Schulen nicht vernünftig ausgestattet werden und 
nicht vernünftig arbeiten können, dann ist ein Pa-
rallelsystem notwendig. Man kann aber auch um-
gekehrt sagen: Wenn wir von vornherein ein pa-
ralleles System vorsehen, statten wir das andere 
System nicht so gut aus. - Man kann ja zu dem 
anderen System gehen und sagen: Dort sind die 
wohlbehütet und besser aufgehoben. - Das leh-
nen wir als Gewerkschaft aber ab. Wir fordern, 
dass grundsätzlich alle an einer allgemeinbilden-
den oder berufsbildenden Schule gemeinsam un-
terrichtet werden. 

Das schöne Wort „progressiver Realisierungsvor-
behalt“ habe ich neu gelernt. Wir als Gewerk-
schaften sind aber mit dem Inhalt dieses Begriffs 
einverstanden. Man kann heute den Hebel nicht 
umlegen und von heute auf morgen inklusive 
Schulen schaffen. Das braucht Zeit. Der Zeit-
raum, der im Gesetzentwurf genannt wird, ist aus 
unserer Sicht aber zu lang, insbesondere dann, 
wenn man bedenkt, wie lange die Behinderten-
rechtskonvention schon in Kraft ist und wie 
schnell andere Fraktionen in der Lage waren, 
Vorschläge zu erarbeiten. Man hätte sich auch 
schon früher auf den Weg machen können. 



16. WP Kultusausschuss - 96. - öffentliche - Sitzung am 15. Dezember 2011 Seite 26 von 34 

Wir sind der Meinung, dass es 2012 losgehen 
muss und dass eine lange Übergangszeit nicht 
erforderlich ist, um dann 2018 zu sagen: Bis da-
hin müssen alle Schule inklusiv arbeiten. - Die 
Probleme entstehen ganz wesentlich durch diese 
lange Übergangzeit. Dies gilt insbesondere dann, 
wenn ein Parallelsystem auch mit Schwerpunkt-
schulen aufgebaut wird. Dass es Zeit braucht, se-
hen wir als Gewerkschaft unbedingt. Wir wollen 
zu allererst, dass die Schülerinnen und Schüler 
entsprechend ihrem individuellen Bedarf gut be-
schult werden. Wir haben aber auch noch ein an-
deres Interesse: Unsere Kolleginnen und Kolle-
gen, die die Arbeit vor Ort machen, müssen ent-
sprechend ausgebildet werden, und es müssen 
entsprechende Stellen und Ressourcen vorhan-
den sein, damit diese Ausbildung vorgenommen 
werden kann. Dazu gibt es inzwischen schon die 
ersten Schritte. Wir machen uns allerdings Sor-
gen, wenn wir sehen, mit welchem Maß diese 
Schritte fortgesetzt werden. 

Einen wichtigen Schwerpunkt bildet für uns die 
Frage: Wie können wir das Ziel des § 4 - alle all-
gemeinen Schulen sind inklusive Schulen - errei-
chen? Wie wird es für die Schülerinnen und Schü-
ler aussehen? - Viele Regelungen - das ist hier 
schon gesagt worden - werden auf untergesetzli-
cher Ebene getroffen; einiges liegt schon vor. Nur 
wenn die untergesetzlichen Regelungen und die 
Ressourcen stimmen, kann die Inklusion ein Er-
folg werden. Wir befürchten, dass es hier unter 
Umständen noch problematisch werden kann. 

Ich möchte nur einige Stichworte nennen: Förder-
schulen wandeln sich in regionale Beratungszent-
ren mit professionellen Teams um. - Für uns ganz 
wichtig als Gewerkschaft: Wenn man inklusive 
Schulen auf den Weg bringt, müssen die Lehr-
kräfte und auch die anderen Professionen an den 
Schulen fest verankert sein, und zwar auch 
dienstrechtlich. Sie müssen dort eingestellt wer-
den. Sie müssen vom Land bezahlt werden und 
nicht über irgendwelche Budgets oder Zeitverträ-
ge. Das ist klar. Wir brauchen an allen Schulen 
förderpädagogische Kompetenz. Wir brauchen 
aber auch Sozialpädagoginnen und -pädagogen 
sowie Diplomsozialarbeiter, Therapeuten, Heil-
pfleger und Psychologen - wenn auch nicht an al-
len Schulen; das ist klar. Hier muss planvoll und 
sortiert vorgegangen werden, weil sonst diese 
Möglichkeiten der inklusiven Schule nicht vorhan-
den sind.  

Wir sind der Meinung, dass man am Anfang im 
Primarbereich eine Pauschale oder eine system-

bezogene Zuweisung vornehmen kann. Hinterher 
geht es um den individuellen Förderbedarf. Hier 
muss genau geprüft werden, wie die Unterstüt-
zung, die die einzelnen Schülerinnen und Schüler 
benötigen, zu berechnen ist. An dieser Stelle darf 
nicht diskriminiert werden, wie hier bereits unter 
Hinweis auf die Zuweisungen gesagt worden ist. 
Man kann es ähnlich wie beim Konzept „Individu-
elle Lernentwicklung“ machen. Das heißt: Man 
kann Förderkonferenzen institutionalisieren, die 
auch beraten werden, und im Laufe der inklusiven 
Schulzeit festlegen, welchen individuellen Förder-
bedarf jedes einzelne Kind hat. Nicht vorher, wie 
es in einem Papier von CDU und FDP steht. So 
nach dem Motto: Wir sortieren die vorher erst 
einmal ein, und dann sagen wir es den Eltern. - 
Dann können die sagen: Dann gehe ich zum Pa-
rallelsystem oder zur inklusiven Schule. - So wol-
len wir es gar nicht. Im Laufe der Zeit muss es je-
doch ein Instrumentarium geben. Ich glaube, dar-
über denkt das Ministerium auch schon nach. 

Letzter Punkt: Zurzeit werden in einem Projekt, 
das das Kultusministerium angeschoben hat und 
rund 1 Million kostet, 1 700 Grundschullehrerin-
nen und -lehrer fortgebildet. Ich weiß das aus per-
sönlicher Erfahrung, weil meine Frau als Teame-
rin mitmacht und sehr viel Spaß daran hat; denn 
sie erfährt dort nicht zuletzt auch, wie motiviert die 
Kolleginnen und Kollegen sind. Es gibt aber auch 
häufig Ärger, weil die Ressourcen nicht so stim-
men, wie man es sich vorstellt. Die wollen in ih-
rem Primarbereich ab 2012 inklusiv arbeiten. Das 
ist jetzt auch ein Argument in Richtung der Regie-
rungsfraktionen. Sie stecken dort Geld hinein. 
Das ist gut. Verwenden Sie es dann aber auch 
sofort und nicht erst in einem Jahr! Dann sagen 
die dort: Jetzt sitzen wir hier und können unsere 
Kompetenzen nicht umsetzen. - Hierüber kann 
man sich meines Erachtens sicherlich einigen. 
Der Landesrechnungshof hätte vielleicht auch ein 
Interesse daran und würde sicherlich sagen: 
Macht da etwas. Ihr unternehmt jetzt die ersten 
Schritte, setzt sie aber nicht schnell um. - Das wä-
re mein letzter Appell: Das Recht auf Inklusion 
muss auch in Niedersachsen schnell in die Praxis 
umgesetzt werden. 

Brandt (GEW): Ich möchte jetzt den einen oder 
anderen Punkt aufnehmen, weil ich bei bestimm-
ten hier gemachten Äußerungen die Reaktionen 
mitbekommen habe. - Wenn wir hier etwas an-
merken, dann verfolgen wir damit das Ziel, unse-
ren Beitrag zu einem Gesetzentwurf aller Fraktio-
nen zu leisten, der wirklich lange trägt und nicht 
schon nach zwei Jahren wieder neu geschrieben 
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werden muss. Darum hoffe ich, dass unsere Ar-
gumente bei Ihnen auf Gehör stoßen und Sie hin-
terher nicht nur wieder den Kopf schütteln. Nein, 
wir meinen das durchaus ernst. 

Nach dem Gesetzentwurf der Koalitionsfraktionen 
soll mit der Implementierung der Inklusion zu-
nächst im Bereich der Grundschulen begonnen 
werden, was wir für richtig halten. Das ist der 
wichtigste Schritt. Für die untergesetzlichen Re-
gelungen, die man dann einmal braucht, um mit 
der Inklusion auch in der Sekundarstufe I fortzu-
fahren, wird man meines Erachtens eine längere 
Beratungszeit benötigen und kann diesen Schritt 
nicht auch nur so nebenbei erledigen. Nach den 
Erfahrungen, die in anderen Bundesländern ge-
macht worden sind, treten nämlich noch erhebli-
che Probleme bei der Ressourcensteuerung auf. 
Das wäre jetzt aber zu viel. Es wird zunächst 
einmal aufgebaut. 

Darum noch einmal unser erster Appell: Zurzeit 
befinden sich 1 783 Grundschullehrerinnen und 
-lehrer in Fortbildungsmaßnahmen. Diese Lehre-
rinnen und Lehrer unterrichten zurzeit 4. Klassen. 
In der Grundschule fängt man mit Klasse 1 an 
und geht bis Klasse 4. Diese Lehrerinnen wollen 
im nächsten Schuljahr mit dem inklusiven Unter-
richt beginnen. Wenn dann nicht alle Schulen, für 
die sich diese Lehrkräfte vorbereiten, starten, 
dann befinden sich die betreffenden Kinder im 
Jahr darauf in Klasse 2. Dann dauert das, und der 
hohe persönliche und finanzielle Aufwand, der 
jetzt betrieben wird, wird zunächst einmal für die 
Katz sein. Dann sind die ersten fünf Jahre später 
wieder vorbei. 

Es wäre sehr schade, wenn die Kolleginnen und 
Kollegen, die sich ein Jahr lang engagiert vorbe-
reitet haben, nicht sofort starten könnten. Dann 
würde auch die Zitterpartie losgehen: Wird unsere 
Gemeinde schon vorher anfangen oder nicht? - 
Sie würden bei diesen Lehrkräften auf große 
Sympathie und großes Verständnis stoßen, wenn 
Sie sagen würden: Nein, wir trauen uns, in den 
Grundschulen schon 2012 und nicht erst 2013 zu 
beginnen. - Darum mein Appell: Nehmen Sie das 
wieder zurück! Kommen Sie zum ursprünglichen 
Ziel! 

Ich möchte ferner sagen: Diese Landesregierung 
hat mir ihren drei Kultusministern bislang etwas 
getan, wessen sie sich nicht schämen muss. Sie 
hat nämlich etwas, was die Vorgängerregierung 
angefangen hat, fortgesetzt und kontinuierlich 
sowie still und leise ausgebaut. „Still und leise“ ist 

in der Bildungspolitik manchmal aber nicht das 
Schlechteste. Herr Busemann hat damals gefragt: 
Soll ich die Regionalen Integrationskonzepte fort-
setzen oder nicht? Sollen weiter Mittel in diese 
Konzepte fließen? - Es gab CDU-Beschlüsse, die 
dem entgegenstanden. Herr Busemann hat aber 
festgestellt: Es stört keinen, wenn man sich daran 
nicht hält. 

(Heiterkeit) 

Das muss man Herrn Busemann wirklich einmal 
zugute halten. Ihre Fraktion wusste das ja auch. 
Sie haben es bemerkt und haben gesagt: Ach, 
das wird von den Eltern akzeptiert. Wir bauen die 
Regionalen Integrationskonzepte nach und nach 
weiter aus, so, wie es kommunal gewünscht wird 
und die Eltern es mittragen. - Es ist ein riesiger 
Erfolg, den Sie sich auch anheften können. Sie 
können sagen: Ja, wir haben es erreicht, dass die 
Eltern nicht rebelliert, sondern gesagt haben, 
dass es laufe. 

Nun wissen wir - weil unsere Kolleginnen und Kol-
legen ja auch betroffen sind -, dass so mancher in 
einer Sprachförderschule sagt: Ich kuschle lieber 
und habe lieber kleine Gruppen. Ich schicke mei-
ne Kinder nicht so gern in die große weite Welt 
hinaus. - Es war nicht so ein automatischer Pro-
zess. Es war eine ernsthafte Arbeit der Dezernen-
tinnen und Dezernenten sowie der Schulleitun-
gen, die gesagt haben: Ja, wir geben die eigenen 
Grundschulklassen auf und gehen in die Regio-
nalen Integrationskonzepte. - Es hat überall ge-
klappt. Darum wäre es schade, wenn Sie diesen 
Ihren großen Erfolg wieder rückgängig machen 
und in den drei Förderbereichen Grundschulklas-
sen wieder dort einführen würden, wo man sie 
schon gar nicht mehr hat. Sie sollten jetzt sagen: 
Bei 40 % der Schulen hat es geklappt. Bei den 
übrigen 60 % haben wir allen Grund, anzuneh-
men, dass es genauso klappen wird, wenn man 
damit anfängt. - Da haben Sie eigentlich eine 
große Gewissheit; denn Sie blicken auf die Erfah-
rungen Ihrer eigenen Regierungsarbeit in diesem 
Bereich zurück. Darum mein Appell: Gehen Sie 
diesen Schritt, den Sie ja auch schon einmal ge-
dacht haben. 

Es sind nicht nur die Abgeordneten Ihrer Fraktion, 
die von Förderschulleitern und von Eltern ange-
sprochen werden: Ach, wir wollen unsere kleinen 
Einrichtungen behalten. - Ich habe ein Papier aus 
dem Emsland bekommen: Wir sind für Inklusion, 
aber unsere Schule muss bleiben. - Das ist ein 
ganz normaler Reflex, mit dem man politisch um-
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gehen muss. Das kann man aber erreichen. Ent-
sprechende Erfahrungen haben wir gemacht. 

Nun zu den Kosten: Ein Doppelsystem ist teuer. 
Sie wissen, dass Sie viel mehr Geld aufbringen 
müssen, als Sie bisher eingeplant haben; denn 
sonst würden Ihre Bemühungen scheitern. Sie 
müssen aber erheblich mehr aufbringen, wenn 
Sie im Grundschulbereich ein Parallelsystem auf-
rechterhalten wollen. Meines Erachtens wollen wir 
doch alle ein möglichst kostengünstiges System. 
Es hängt aber nicht nur am nicht vorhandenen 
Geld, sondern auch am nicht vorhandenen Per-
sonal. Es gibt nicht so viele Sprachheillehrer, 
dass man sich ein Doppelsystem leisten kann. 
Die Menschen sind gar nicht vorhanden. Dann 
kneift es an beiden Stellen, und zwar sowohl in 
den Restschulen, die dann sehr klein wären, 
wenn sie denn überhaupt noch zustande kämen, 
als auch in den inklusiven Schulen. Von daher 
wäre es sinnvoll, die Mittel zu bündeln. 

Herr Klare, Sie haben an einer Stelle, als es um 
den § 59 ging, den Kopf geschüttelt und gefragt: 
Was sagen Sie denn da? - „Inklusion“ heißt - ich 
habe mich mit einigen Schulrechtlern darüber un-
terhalten -, dass man nicht das Kind prüft, ob es 
inklusionsgeeignet ist, sondern die Einrichtungen 
so ausstattet, dass sie inklusiv arbeiten können. 
Also: Ein optimaler Förderort - für den einen die 
inklusive Schule, für den anderen die Aussonde-
rungseinrichtung - entspricht nicht dem Grundge-
danken der Inklusion. Darum kann die Feststel-
lung - es kommt ganz darauf an, wie es in den un-
tergesetzlichen Regelungen noch gehandhabt 
wird -, dass es einen optimalen Förderort gibt, 
nicht Gegenstand einer Untersuchung sein, die 
den individuellen Unterstützungsbedarf feststellt, 
sondern nur Gegenstand einer Untersuchung, die 
Aufschluss darüber gibt, worin der Unterstüt-
zungsbedarf besteht.  

Darum ist § 59, der besagt, dass es einen besse-
ren Förderort gebe als die inklusive Schule - - - 
Das kann grundsätzlich nicht sein. Wenn dahinter 
die Überlegung steckt, dass ein Kind mit Beein-
trächtigung am Gymnasium gelandet ist, das 
Gymnasium aber sagt, dass es mit diesem Kind 
nichts anfangen kann, dann kann die Lösung 
nicht darin bestehen, dass man sagt: Das Gym-
nasium beschließt, dass dieses Kind auf eine 
Haupt- oder eine Förderschule geht, weil das 
Gymnasium selbst nicht damit umgehen kann. - 
Das geht nicht. Das ist ein grundsätzlicher Irrtum. 

Zu § 61 hat sich Herr Sauerland schon geäußert. 
Auch jetzt schon ist es so, dass die Schulen ge-
schützt sind und vor den Kindern geschützt wer-
den müssen, die möglicherweise das Leben an-
derer Kinder gefährden. Das ist aber auch jetzt 
schon geregelt. Es wäre schlecht, wenn wir nicht 
auch jetzt schon Regelungen für solche Fälle hät-
ten. Ich selbst habe Situationen erlebt, in denen 
man nicht wusste, ob ein Kind in der Pause ein 
Messer zieht und andere absticht oder nicht. Na-
türlich war es notwendig, rechtliche Instrumenta-
rien für solche Fälle zu schaffen. Deshalb bedarf 
es jetzt nicht des § 61.  

Nun noch ein Wort zur Ausstattung: Wir müssen 
einen Unterschied machen. Wir brauchen eine 
systemische Ausstattung - vor allem Grundschul-
bereich - dort, wo alle Kinder aus dem Einzugs-
gebiet aufgenommen werden, und zwar für die 
Förderschwerpunkte Sprache, Lernen und Ver-
halten. Dafür braucht man also eine Grundaus-
stattung. Dazu sagen wir: multiprofessionelle 
Teams. - Jetzt muss man aber sehen, dass die 
80 % der Behinderungen, von denen Herr Sauer-
land gesprochen hat, der sozialen Struktur der 
Einzugsgebiete folgen. Wir haben also bürgerlich-
sittliche und ländliche Gebiete. Dort ist der Anteil 
der Kinder mit diesen Beeinträchtigungen sehr 
gering. Wir haben aber auch soziale Brennpunk-
te, und dazwischen gibt es noch vieles mehr, an-
gesichts dessen man sagen kann: Es muss Sozi-
alindikatoren geben - man kann sich ja im Einzel-
nen darüber unterhalten, welche in Niedersach-
sen gut greifen -, um die Ressourcen der Grund-
ausstattung unterschiedlich zu gestalten und um 
zu verhindern, dass die Kinder in den drei För-
derbereichen gestempelt werden und danach ein 
individueller Förderbedarf folgt. Wir wissen aus 
den Regionalen Integrationskonzepten, dass es 
sehr gut ist, wenn solche multiprofessionellen 
Teams vorhanden sind. Wir meinen aber, dass 
dazu auch Erzieherinnen gehören, die an dieser 
Stelle sehr dringend benötigt werden. Das ist mit 
den pädagogischen Mitarbeiterinnen und Mitar-
beitern neuen Typs ohne pädagogische Qualifika-
tion sicherlich nicht zu machen. 

Für die übrigen Behinderungen muss es individu-
elle Ansprüche geben, um im Huckepackverfah-
ren die Förderung zu bekommen. Die muss man 
zumessen. Das ist eine sehr individuelle Sache. 
Die darf man statistisch aber nicht übernehmen. 
So viele sind es ja nun auch nicht; die kommen ja 
nur selten vor. Wenn Schulen regelmäßig solche 
Konzepte fahren, können sie ihre Ressourcen so 
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einteilen, dass es gut aufgeht. Das aber ist teurer 
als das, was bisher vorgesehen ist. 

Zum Schluss: Wir sind sehr interessiert an einem 
gemeinsamen Beschluss aller Fraktionen. Wir ar-
beiten an den untergesetzlichen Regelungen gern 
mit. Unsere Kolleginnen und Kollegen haben auf-
grund ihrer in den letzten Jahren geleisteten Ar-
beit eine hohe Expertise, die wir gern einbringen 
wollen. 

Abg. Ina Korter (GRÜNE): Ich weiß, dass ich 
jetzt ein bisschen das System sprenge. Vorhin 
aber ist von einem Verband darauf hingewiesen 
worden, welche Mindestressourcen man sich vor-
stellt. Das waren drei Stunden pro Klasse und 
nicht nur zwei Stunden. Welche Vorstellungen 
haben der DGB, ver.di oder die GEW dazu entwi-
ckelt? 

Brandt (GEW): Wir haben bewusst noch keine 
Zahlen genannt. Wir wissen, dass die zwei Stun-
den an den Schulen, die nur gelegentlich ein Kind 
mit Behinderung beschulen müssen, ausreichen 
können; sonst im Durchschnitt aber nicht. In den 
sozialen Brennpunkten braucht man erheblich 
mehr Stunden. Es ist ja zu fragen: Ist regelmäßig 
ein beeinträchtigtes Kind in einer Schule vorzu-
finden? - Wenn das nur gelegentlich der Fall ist, 
dann kann mit zwei Stunden durchaus arbeiten. 

Wir müssen in diesem Zusammenhang aber auch 
die Größe der Schulen bedenken. Wir haben 
Schulen, die sehr klein sind. Wir haben viertelzü-
gige, halbzügige und einzügige Schulen. Dort 
kommen nicht so viele Stunden zusammen. Das 
muss mit berücksichtigt werden. Wir sagen nur: 
Zwei Stunden reichen nicht. 

Wir brauchen darüber hinaus aber auch Erziehe-
rinnen. Man darf den Bereich der emotionalen 
und der sozialen Entwicklung nicht unterschätzen. 
Das ist schon eine große Herausforderung. Bis-
her heißt es üblicherweise: Gut, mit dem kommen 
wir nicht klar. - Es gibt nur fünf staatliche Einrich-
tungen und private Träger. Dann heißt es: Wenn 
wir den los sind, ist es gut. - Die betreffenden Kol-
leginnen und Kollegen befinden sich aber in einer 
großen Not; denn sie wissen nicht, wie sie es ma-
chen sollen. Das muss auch in der Grundversor-
gung genügend mit abgedeckt sein. Ich würde 
jetzt aber nicht sagen: Es müssen pro Klasse 
sechs oder fünf Stunden sein. Vier Stunden sind 
bestimmt eine Untergrenze. Die ungleiche Vertei-
lung ist hierbei jedoch sehr wichtig. 

Abg. Silva Seeler (SPD): Es gibt ja Länder, die 
das anders regeln und regionale Verbünde einge-
richtet haben. Dann wird dem regionalen Verbund 
eine bestimmte Anzahl an Lehrkräften zugewie-
sen, und der entscheidet dann, an welche Schule 
wie viele Stunden gehen. Halten Sie das für ver-
nünftig? 

Brandt (GEW): Wir präferieren eine Grundaus-
stattung für jede Grundschule. In der Sekundar-
stufe I braucht man aber sicherlich andere Steu-
erkriterien. Die Förderschulen, die Regionale För-
derzentren werden und sehr gute Kenntnisse von 
der Lage der eigenen Schule haben - es müssen 
ja sehr engräumig zugeschnittene Regionen sein, 
damit man sich auskennt -, können auch bei der 
Ressourcenverteilung - das müsste man sich im 
Einzelnen aber noch einmal überlegen - eine Rol-
le spielen. Sie müssen es in dem Moment immer, 
wenn es um Huckepackberechnungen geht. Eine 
Grundzuweisung nach Sozialindikatoren vorzu-
nehmen und darüber hinaus auch noch einen 
Stundenpool für Sondersituationen vorzuhalten, 
wäre sicherlich überlegenswert. Das geht aber 
nur kleinräumig. Wenn es sehr große Räume 
sind, ist das nicht mehr steuerbar. Wir halten es 
für wichtig, dass die Schulen feste Teams haben, 
denn es geht darum, die Pädagogik umzustellen. 
Das geht nur bei einer festen Zuordnung. 

In der letzten Woche haben wir in der Fachgruppe 
„Sonderpädagogik“ gehört, dass manche Förder-
schullehrerinnen an fünf verschiedenen Grund-
schulen tätig sind. Das ist wirklich ein Problem. 
Die Regelmäßigkeit in der Arbeit mit dem Kollegi-
um kommt dann zu kurz. Das ist ein Problem der 
Struktur der Grundschulen, die sehr klein sind. 
Bisher hat sich niemand aus dem Bereich der Po-
litik bereit erklärt, dieses Problem aufzugreifen. 
Ich sage das jetzt einmal ganz vorsichtig. Das 
macht es natürlich schwierig. In Schulen, die min-
destens zweizügig sind, wie es VEB, Grundschul-
verband und GEW gemeinsam vorschlagen, lässt 
sich der Einsatz der Personalressourcen sicher-
lich wesentlich besser gestalten. Das muss man 
hier im Zusammenhang sehen. 

Sauerland (GEW): Frau Seeler, unter Nr. 6.4 un-
serer schriftlichen Stellungnahme sind wir auf das 
von Ihnen angesprochene Problem eingegangen. 
Auch die Landesschulbehörde hat hier unserer 
Auffassung nach eine Verantwortung. Zum einen 
müssen nach der Maßgabe, die von Herrn Brandt 
soeben benannt worden ist, Bezirke festgelegt 
werden. Es muss regional bezogen sein. Auch die 
Aufgaben der regionalen Beratungszentren müs-
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sen festgelegt werden. Dann heißt es hier: Es 
muss geklärt werden, wer die Ressourcenvertei-
lung vornimmt. - Das war Ihre Frage. Hier besteht 
sicherlich noch Beratungsbedarf, um das vernünf-
tig steuern zu können. 

Ich gehe jetzt einmal ein Stück weiter. Was wir 
mit Blick auf die Fortbildung nicht wollen, ist das, 
was dort zurzeit läuft. Das heißt, dass die Schule 
ein Budget bekommt und dann gesagt wird: Jetzt 
mach das mal. - Die Schule wird dann dafür ver-
antwortlich gemacht. Es muss auf der unteren 
oder der mittleren Ebene ein Steuerungsgremium 
geben, auch wenn uns manchmal unterstellt wird, 
dass wir solch ein Gremium gar nicht wollten. Wir 
wollen eine solche Landesschulbehörde, die im 
Interesse der Kinder eingreift und eine gewisse 
Gleichbehandlung aller Standorte sicherstellt. 

Wir haben zurzeit ein Problem damit, dass die 
Grundschulen ein bestimmtes Budget für die Fort-
bildung haben. Eine Fortbildung läuft für die Pri-
marpädagoginnen und -pädagogen, wie Sie be-
reits erwähnt haben. Die Universität Hildesheim 
unterbreitet ein fantastisches Programmangebot, 
das in Modulen gestaltet ist. Es ist eine Art Zu-
satzstudium, das inhaltlich sehr gut ist. Soweit wir 
es beurteilen können, sind dort sehr gute Fach-
leute tätig. Teilweise läuft dieses Programm paral-
lel zu den Fortbildungsveranstaltungen, die jetzt 
organisiert werden. Nun aber kommt der Haken - 
und das hat etwas mit Ihrer Frage zu tun -: Unten 
steht, dass das Ganze 5 840 Euro kostet. Das 
wäre so eine Geschichte, dass jetzt Geld an die 
Schulen gegeben und gesagt wird: Jetzt bildet 
eure Leute fort, damit sie vernünftig Inklusion 
betreiben können. - Eine Grundschule - ich weiß 
nicht genau, wie groß ihr Budget ist; ich habe 
mich aber erkundigt - könnte in zwei Jahren even-
tuell eine Kollegin ausbilden. Die haben gar nicht 
das Geld, das erforderlich wäre, um solche Maß-
nahmen durchzuführen. 

Noch einmal: Inhaltlich ist das Programmangebot 
klasse. Es wird aber nicht funktionieren, wenn die 
Schulen verantwortlich gemacht werden: Zahlt 
mal, damit ihr die Expertise bekommt. Wenn ihr 
es nicht könnt oder nicht macht, habt ihr selbst 
Schuld. - Das wäre das Gleiche, als wenn man 
sagen würde: Ihr habt drei Stunden, und jetzt 
macht mal Inklusion. - Es muss ein Gremium ge-
ben, das steuert und auch zahlt. Das ist eine Auf-
gabe des MK. Ganz klar. Das kostet Geld. Das 
wissen wir. Dann wird es aber auch professionell. 
Ich möchte nicht die Hochschulen kritisieren. 

Abg. Karl-Heinz Klare (CDU): Ich möchte zwei 
Dinge anmerken: Was die Fortbildung angeht, 
hört man dies und das. Wir haben Positives ge-
hört; Sie auch. Ich habe aber auch andere Dinge 
gehört: Das kann man optimieren, und auch an-
dere Leute können mit einbezogen werden. - Kei-
ne Frage. 

Die Regionalen Integrationskonzepte, die Sie alle 
ja durchaus auch gelobt haben, beinhalten schon 
einen Stundenpool. Das organisieren die so oder 
so oder so; denn nicht in jeder Klasse sitzt ein 
behindertes Kind. Das wird schon ganz vernünftig 
gelöst, sodass mehr Stunden reinkommen, wenn 
ein behindertes Kind besonders gefördert wird. 

Jetzt wissen Sie das: Diese Regionalen Integrati-
onskonzepte umfassen nicht immer drei Förder-
schwerpunkte, sondern in der Regel nur zwei, 
nämlich die Förderschwerpunkte Lernen und 
Sprache. Den Förderschwerpunkt Emotionale und 
Soziale Entwicklung enthalten die meistens aber 
nicht. Das jedenfalls ist mein Standpunkt. 

Wissen Sie, wie viele Schulen alle drei Förder-
schwerpunkte vorhalten? - Vielleicht weiß das 
Herr Dr. Wachtel. - Daraus resultiert bei Ihnen ja 
die Frage: Alle drei Förderschwerpunkte müssen 
grundsätzlich integrativ beschult werden. - Ich 
hingegen halte das für falsch. Gerade dann, wenn 
man die Schulen für sozial und emotional zu för-
dernde Kinder kennt, kann man solch eine Forde-
rung nur erheben, wenn man gleichzeitig sagt: Ich 
möchte sehr viele Fördermittel hineingeben. 

Sie haben hier nur Einzelfälle von problemati-
schen Kindern angesprochen. Ich habe einmal im 
Landtag dargestellt, was es bedeutet, ein sozial 
und emotional zu förderndes Kind, das sich zur-
zeit in einer Förderschule befindet, von heute auf 
morgen integrativ zu beschulen. Damit werden 
unsere Pädagogen völlig überfordert. Das ist 
meine Erfahrung. 

Ich habe einmal 70 oder 80 Berichte über solche 
Kinder gelesen. Wenn auch Sie diese Berichte 
einmal lesen würden, würden Sie möglicherweise 
zu dem gleichen Schluss kommen wie ich. Wis-
sen Sie zufällig, wie viele Schulen regionale Kon-
zepte für alle drei Förderschwerpunkte vorhalten? 
- Ich glaube, dass es nur relativ wenig Schulen 
sind. 

MR Dr. Wachtel (MK): Die Einrichtung der son-
derpädagogischen Grundversorgung in allen re-
gionalen Konzepten ging davon aus, dass sie 
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sich auf alle drei Förderschwerpunkte Lernen, 
Sprache, Emotionale und Soziale Entwicklung 
beziehen. Wir haben aber zugelassen, dass Kin-
der mit besonderem Bedarf im Bereich der Emo-
tionalen und Sozialen Entwicklung auch in die Pa-
rallelangebote, in die Förderschulen mit der Pri-
marstufe gehen. Die Genehmigung erfolgte aber 
grundsätzlich in Bezug auf alle drei Förder-
schwerpunkte. 

Sauerland (GEW): Herr Klare, was ist die Alter-
native? Wollen Sie die Schülerinnen und Schüler, 
die emotionale und soziale Probleme haben, in 
eine Sonderschule geben und damit stigmatisie-
ren? - Das weiß ich von zu Hause. Meine Frau ist 
Förderpädagogin. Sie sagt: Das kann ich nur 
hinkriegen - ich sage es jetzt einmal so böse und 
einfach -, wenn die mit ganz normalen Schülerin-
nen und Schülern zusammen kommen. - Wie soll 
das sonst gehen? - Die könnten doch gar nichts 
machen. Die Situation würde doch nur ver-
schlimmert. Ich finde es gut, dass auch Sie der 
Meinung sind und anerkennen, dass das schwie-
rig ist. Das heißt eben - das ist unser Credo -, 
dass wir professionelle Teams brauchen, die da-
mit Erfahrung haben. 

Außerdem brauchen wir eine Steuerung, damit 
Schulen so zusammengesetzt und versorgt wer-
den können, dass eine solche schwierige Aufga-
be tatsächlich bewältigt werden kann. Die Alterna-
tive halte ich für furchtbar. Deshalb können wir die 
auch nicht fordern. Meiner Meinung nach ist es 
wunderbar, dass auch das Fachreferat diesen 
Weg geöffnet hat. Dass es manchmal aber nicht 
klappt, wissen auch wir. Das hat aber auch mit 
der Wertschätzung zu tun. Die besteht darin, dass 
man für eine vernünftige Beratung und eine gute 
Ausstattung sorgt. Das ist notwendig. Dann klappt 
das. So optimistisch bin ich. 

Abg. Ina Korter (GRÜNE): Ich kann mir aufgrund 
eigener Erfahrungen vorstellen, dass man für den 
Bereich Emotionale und Soziale Entwicklung 
mehr Personal benötigt. Wenn diese Kinder - ich 
halte den Weg, den Herr Sauerland hier ange-
sprochen hat, aufgrund meiner eigenen Erfahrun-
gen für absolut richtig - mit „normalen“ Kindern 
zusammengebracht werden, dann sind sie mit 
Vorbildern zusammen, die deutlich machen, wie 
man sich zu verhalten hat. Die problematischen 
Kinder können dann ihr Verhalten besser steuern 
und explodieren nicht immer gleich bei jedem 
Konflikt. Das habe ich im Rahmen meiner berufli-
chen Praxis häufig genug erfahren können. 

Deshalb müssen wir genau diese Schulen, die 
diese Kinder inklusiv beschulen, mit einem Son-
derzuschlag ausstatten. Dafür brauchen wir ge-
gebenenfalls auch einen kleineren Klassenteiler. 
Deshalb meine Frage: Haben Sie dazu Vorstel-
lungen entwickelt? Müssen die betreffenden Kin-
der doppelt oder dreifach gezählt werden? - Da-
mit hätten wir dann allerdings wieder das Stigma-
tisierungsproblem. Mir ist noch nicht klar, welcher 
Weg hier der bessere ist. 

Sie haben in Ihrer Stellungnahme geschrieben: 
Für den Bereich, der jetzt Bestandteil der sonder-
pädagogischen Grundversorgung ist - Lernen, 
Sprache, Emotionale und Soziale Entwicklung -, 
gibt es ein Budget mit einem Sozialindikator. Eine 
Schule in einem Brennpunkt bekommt ein größe-
res Budget. Das wird mit den Landkreisen und 
den Kommunen noch vernünftig zu regeln sein. 
Wie gehen wir mit besonderen Bedarfen um, was 
die Klassenteiler anbelangt? Wie können wir die 
Kinder doppelt zählen, damit die Klassen kleiner 
werden? Wo sehen Sie Obergrenzen? Muss das 
nicht auch eine gebundene Ganztagsschule sein? 
- Solch eine Schule braucht ein bisschen mehr 
Zeit. 

Brandt (GEW): Ihre Frage passt zu dem, was 
Herr Klare gesagt hat. - Dass das eines der hei-
kelsten und schwierigsten Themen ist, wissen wir. 
Es ist völlig klar. Das will auch niemand von uns 
kleinreden. Das ist eine Erfahrung. Wenn man 
Klassenmindestgrößen nicht überschreitet - ich 
sage es jetzt einmal ganz vorsichtig - und sagt, 
die Obergrenze müsse bei 25 liegen - - - Mehr 
geht wirklich nicht. Eine Doppelzählung nur bei 
denen, die sowieso einen festgestellten individu-
ellen Förderbedarf haben. Wir brauchen in dem 
Bereich, in dem Kinder mit Problemen in ihrer 
emotionalen und sozialen Entwicklung sind, die 
Expertise nicht nur der in den staatlichen Einrich-
tungen tätigen Lehrkräfte, die auch mit den Kolle-
ginnen und Kollegen arbeiten, die aufgrund ihres 
Studiums und ihrer bisherigen Berufserfahrung 
sagen: Da weiß ich nicht weiter. - Diese müssen 
jetzt nicht ständig neben jedem Kind sitzen und 
sagen: Mit dem Kind gehst du in die Besenkam-
mer, um es dort zu beruhigen. - Die müssen an 
pädagogischen Konzepten und auch an der Per-
sönlichkeitsentwicklung der Lehrkräfte mit arbei-
ten: Wie komme ich mit solchen Situationen klar? 
Wie gehe ich selbst damit um? - Das ist, glaube 
ich, der entscheidende Punkt. Das ist nicht eine 
Fortbildung, in deren Rahmen man mal einen 
Kurs besucht, sondern in deren Rahmen man in 
seinem Job unterstützt wird. 
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Auf die Dauer brauchen wir - das ist ja auch unser 
Vorschlag für die inklusive Ganztagsschule - mul-
tiprofessionelle Teams, zu denen auch Erziehe-
rinnen und Erzieher gehören. Man wird nicht in 
jeder Unterrichtsstunde einen Doppeleinsatz mit 
Lehrkräften finanzieren können. In den Bereichen 
ist es aber sicherlich notwendig, dass eine Zweit-
kraft als Erzieherin dabei ist. In der Übergangszeit 
muss geguckt werden, dass Personal gezielt zu-
gewiesen wird. 

Man muss aber auch sehen, welche Kosten für 
das Land entstehen. Die nicht staatlichen Einrich-
tungen, die tagesläufig besucht werden können, 
sind Internatseinrichtungen, die auch entspre-
chend hohe Kosten verursachen. Man muss es 
auch einmal im Verhältnis sehen. Man kann sie in 
ihrem Wohnumfeld unter nicht besonders auffälli-
gen Kindern gemeinsam stabilisieren. Die Ent-
spannung des Tages durch einen rhythmisierten 
Ganztag wäre dabei wünschenswert. Vorrangig - 
auch wenn man Übergangsschritte dahin geht; 
man kann ja nicht alles auf einmal machen - 
brauchen wir Erzieherinnen. Die Betreuungskräfte 
sind sicherlich überfordert. Wie Sie wissen, dürfen 
die auch nicht einer pädagogischen Arbeit nach-
gehen. Das ist ihnen vom Kultusministerium ver-
boten worden. Die dürfen nur beaufsichtigen. In 
dem Moment, in dem einer mal pädagogische Ar-
beit macht und sagt, dass er zum Arbeitsgericht 
gehen werde, heißt es: Nein, du darfst nicht pä-
dagogisch arbeiten. Das ist nicht dein Auftrag. 
Der Arbeitgeber sagt, dass du nur beaufsichtigen 
darfst.  

Er darf auch keinen Vertretungsunterricht ma-
chen, sondern nur Vertretungsmaterial austeilen, 
aufpassen und wieder einsammeln. Das ist der 
pädagogische Mitarbeiter neuen Typs. Dafür 
brauchen wir Erzieherinnen; denn diese pädago-
gischen Mitarbeiter sind mit solchen pädagogi-
schen Aufgaben mit Sicherheit gnadenlos über-
fordert. Dazu braucht man ein anderes Konzept. 
Die Verlässliche Grundschule ist da nicht haltbar. 
Man braucht ein Konzept für eine integrative 
Grundschule mit professionell ausgebildetem Per-
sonal. Die bisherigen Kräfte dort können sicher-
lich weiter qualifiziert werden und auf Kosten der 
Arbeitgeber eine Erzieherausbildung absolvieren. 
Das wäre sicherlich wünschenswert, weil das 
Land als Arbeitgeber hier in einer Verpflichtung 
steht. Die Qualifikation aber ist schon der erfor-
derliche Mindeststandart. Man muss das sehr 
ernst nehmen. 

Abg. Ralf Borngräber (SPD): Im Bereich des 
Standorts Lüneburg der Landesschulbehörde gibt 
es die sogenannten Busse, die Beratungs- und 
Unterstützungssysteme für Schülerinnen und 
Schüler mit emotionalem und sozialem Förderbe-
darf. Wäre das aus Ihrer Sicht eine Möglichkeit, 
diesen Problemkreis zu subsumieren? 

Brandt (GEW): Dieses Konzept gehört sicherlich 
zu denen, die unbedingt mit verallgemeinert wer-
den sollten. 

 

Gemeinnützige Gesellschaft Gesamtschule 
(Vorlage 7) 

Frau Pavlidis: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! 
Sehr geehrte Damen und Herren? Unsere schrift-
liche Stellungnahme liegt Ihnen vor. Deshalb 
werde ich sie jetzt nicht im Einzelnen vorlesen, 
sondern ich werde mich nur auf die Punkte be-
schränken, die für unseren Verband wesentlich 
sind. 

Für einen Verband, der Schulen vertritt, in denen 
gemeinsam gelernt wird, bedeutet die lange über-
fällige Umsetzung der UN-Konvention über die 
Rechte behinderter Menschen einen ersten 
Schritt in die richtige Richtung. Deshalb begrüßen 
wir zunächst einmal alle gesetzlichen Initiativen, 
die dieses Recht umsetzen. Wir erkennen an, 
dass von allen Fraktionen der Versuch unter-
nommen wird, in einem hochselektiven Schulsys-
tem, wie wir es in Niedersachsen derzeit haben, 
dennoch einen gleichberechtigten barrierefreien 
Zugang zur Bildung für Menschen mit Beeinträch-
tigungen zu schaffen, was sicherlich ein Spagat 
ist. 

Die GGG fordert, dass dieser Weg so konsequent 
wie möglich gegangen wird und dass sich der 
Gesetzgeber eindeutig für die Wahlfreiheit der El-
tern positioniert. Für uns folgt daraus, dass Inklu-
sion als Aufgabe aller allgemeinen Schulen ver-
bindlich im Gesetz verankert wird. Vorstellbar ist 
für uns, dass dieses Ziel nur mittelfristig umzuset-
zen ist. Für die Übergangszeit halten auch wir die 
Einrichtung von Schwerpunktschulen für akzepta-
bel, so lange gewährleistet ist, dass Eltern min-
destens eine Schule jeder Schulform zur Wahl 
haben. Es kann nicht sein, dass Gesamtschulen 
dort, wo sie in Niedersachsen als Ergänzung zum 
dreigliedrigen Schulsystem existieren, ausge-
nommen werden, wie wir das im Gesetzentwurf 
der Regierungsfraktionen zu § 183 c gelesen ha-
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ben. Vielleicht haben wir es aber auch nur falsch 
interpretiert. 

Es kann genauso wenig sein, dass die Aufgabe 
der Inklusion vor allem von einer Schulform zu 
leisten ist. - Von welcher auch immer. 

Alle Eltern in Niedersachsen haben das Recht auf 
freie Schulformwahl nach der 4. Klasse. Dieses 
Recht müssen auch die Eltern von Kindern mit 
Behinderung haben. 

Aus Sicht der GGG darf es auch nicht sein, dass 
das komplette Förderschulsystem erhalten bleibt, 
um Kinder, mit denen die Regelschulen nicht um-
gehen können, gegen den Willen der Erzie-
hungsberechtigten dorthin überweisen zu können. 
Wie von vielen meiner Vorredner gesagt: Das so-
genannte Kindeswohl - § 59 - impliziert, dass der 
Staat besser zu entscheiden weiß als die Eltern, 
was das Beste für das Kind ist. 

Wird zieldifferente Beschulung als Regelfall für 
Menschen mit Beeinträchtigungen beim Lernen 
oder in der geistigen Entwicklung vorgesehen - so 
wird es zurzeit sehr erfolgreich in den vielen In-
tegrationsklassen in den hiesigen Gesamtschulen 
praktiziert -, dann kann die Förderschule Lernen 
auslaufen. Das Gleiche gilt unserer Ansicht nach 
für den Förderschwerpunkt Sprache. 

Aus unserer Sicht darf es ebenfalls nicht sein, 
dass die Förderschule Lernen vorgehalten wird, 
um als Auffangbecken für vermeintlich gefährliche 
oder störende Kinder und Jugendliche zu dienen. 
Auch das haben schon viele meiner Vorredner 
gesagt. Trotzdem möchte ich betonen, dass auch 
der Gesamtschulverband der Meinung ist, dass 
eine Änderung des § 61 in einem Gesetzentwurf 
zur inklusiven Schule nichts zu suchen hat. 

Die Gesamtschulen können umfangreiche Erfah-
rungen mit Blick auf die Arbeit in den Integrati-
onsklassen vorweisen. Dennoch können wir uns 
vorstellen, dass es Formen von Beeinträchtigun-
gen gibt - etwa im Bereich der geistigen Entwick-
lung, zum Teil aber auch im Bereich der sozialen 
und emotionalen Entwicklung, bei mehrfach 
schwerbehinderten Kindern oder vielleicht auch 
im Bereich Hören und Sehen -, die die Eltern da-
zu bewegen, sich eine Beschulung ihres Kindes - 
für einen bestimmten Zeitraum oder auch unbe-
grenzt - in einer Förderschule zu wünschen. Für 
diese wenigen Fälle wäre es unserer Meinung 
nach richtig, wenn in Niedersachsen Förderschu-

len mit diesen Förderschwerpunkten vorgehalten 
würden. 

Entscheidend für den Erfolg der Umsetzung des 
vorliegenden Gesetzentwurfs und auch entschei-
dend für die Akzeptanz dieser für viele Lehrkräfte 
neuen Aufgabe wird sein, dass der Umsetzungs-
prozess vernünftig gesteuert wird. Steuerungen 
und Unterstützungen bedürfen eines gewissen 
zeitlichen Vorlaufs. Wenn die bisherige Verord-
nung zur Feststellung des sonderpädagogischen 
Förderbedarfs wegfällt, muss in den Grundschu-
len ein anderes Verfahren vorgeschrieben wer-
den, das eine vernünftige Diagnose ermöglicht. 

Die weiterführenden Schulen müssen das Auf-
nahmeverfahren mit einem gewissen zeitlichen 
Vorlauf durchführen können, sodass der perso-
nelle, räumliche und sächliche Bedarf rechtzeitig 
erhoben werden kann. Ein Zeitraum von zwei 
Wochen vor den Sommerferien genügt dafür na-
türlich nicht. 

Inklusion darf auch kein Sparmodell sein. Die Un-
terstützung der inklusiven Schulen durch Förder-
schullehrkräfte, pädagogische Mitarbeiter, Erzie-
herinnen und Erzieher darf keinesfalls knapper 
ausfallen, als dies in den bestehenden Integrati-
onsklassen der Fall ist. 

Wir halten es für unabdingbar, dass zum Regel-
personal in den allgemeinen Schulen künftig auch 
Förderschullehrkräfte gehören und dass es an 
den großen Schulen Funktionsämter für die Koor-
dinierung von Diagnose- und Unterstützungs-
maßnahmen gibt. Die Einrichtung von Förderzent-
ren für große Regionen ohne Anbindung an die 
inklusiven Schulen halten wir nicht für den richti-
gen Weg. 

Dass alle Lehrerinnen und Lehrer aller allgemei-
nen Schulen für die neue Aufgabe qualifiziert 
werden, halten wir für selbstverständlich und un-
abdingbar. 

Zusammenfassend möchte ich abschließend sa-
gen: Der Landesverband Niedersachsen der 
GGG sieht zwar den grundsätzlichen Wider-
spruch zwischen einem hochselektiven Schulsys-
tem und der Realisierung der inklusiven Schule, 
begrüßt dennoch aber alle Initiativen, die das in-
dividuelle Recht eines jeden Kindes auf inklusive 
Teilhabe und höherwertige Bildung einlösen. Wir 
fordern einen uneingeschränkten Zugang zu allen 
Schulformen für benachteiligte Kinder ohne jegli-
che Einschränkung des Elternwillens. Das muss 
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der Minimalstandard sein, um den ersten Schritt 
zu einer wirklichen inklusiven allgemeinen Schule 
in Niedersachsen glaubwürdig zu gehen. 

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

 

*** 
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